2 = Die Expedition iſt auf der Herrenſtraße Nr. 20. 
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- Schleſiſche Chronik. 


5 ird Nr. 54 des Beiblattes der Breslauer Zeitung, „Schleſiſche Chronik“, ausgegeben. Inhalt: 1) Ergänzungen zu unſerer, Schleſ. Chronik Nr. 42, 
1 1 5 Erblteng 2) Die Turnanſtalt zu Hirſchderg. 3) Korreſpondenz aus dem Rieſengebirge, Brückenberg im Rieſengebirge, Oels. 4) Tagesgeſchichte. 


; Bekanntmachung. 
Mit dem 


vom römiſchen Hofe feit längerer Zeit erwartet werde; 
16. d. Mts. wird zwiſchen Oppeln und unter dieſen Umſtänden ſei es ihm wahrſcheinlich, daß 


Ratibor, neben der bereits beſtehenden, täglich aus Op- die Ständeverſammlung keine Veranlaſſung finden werde, 
peln über den Bahnhof Szepanowitz um 9%, Uhr auf die Verhandlung über den Gegenſtand weiter ein⸗ 


Abends und aus Ratibor um 6 Uhr Abends abgehen⸗ 
den, noch eine zweite Perſonenpoſt beſtehen, die 

aus Oppeln täglich um 12 ¼ Uhr Nachmittags und 

von Szepanowitz nach Ankunft des erſten Dampf⸗ 


wagenzuges aus Breslau, um 1 Uhr Nachm., 


aus Ratibor täglich um 6 Uhr früh, zum Anſchluſſe 
in Szepanowitz an den dritten Dampfwagenzug 
nach Breslau 
abgehen wird. 


Das Perſonengeld beträgt bei der neuen Poſt, wie 


bei der bereits beſtehenden pro Perſon und Meile 5 Sgr. 
Berlin, den 7. Juli 1843. f 
3 General- Poſt⸗ Amt. 


—B: —.. —. ———. TEE TEE ET TEEN 
Landtags⸗ Angelegenheiten. 
Rhein⸗ Provinz. 5 

Düſſeldorf, 23. Juni. (Sechsundzwanzigſte Pie: 
nar⸗Sitzung.) Der Herr Landtags⸗Marſchall veranlaßte 
den Vortrag des Berichtes des Tren Ausſchuſſes, über 
den Antrag eines Abgeordneten der Ritterſchaft, „die 
Dotation der erheiniſchen Bisthümer“ betreffend. 
— Nach der Beſchlußnahme der Majorität trägt der 
ſiebente Ausſchuß bei einer hohen Ständeverſammlung 
darauf an: ; 18055 N 

deß es dem Landtage gefallen wolle, Se. Maje⸗ 
ſtät den König zu bitten, die Dotation der rheink⸗ 
ſchen Diözeſan-⸗ Würden nach Maßgabe der Bulle 
de salute animarum nunmehr allergnädigſt be⸗ 
wirken zu wollen. 

Bevor die Diskuſſion über dieſen Antrag eröffnet 
wurde, bringt der Herr Landtags⸗Marſchall eine Mit: 
theilung des Herrn Landtags⸗Commiſſars zur Kenntniß⸗ 
nahme der Verſammlung, welche ſich auf dieſen Gegen⸗ 
ſtand bezieht; das betreffende Schreiben lautet alſo: 

„Ew. Durchlaucht habe ich die Ehre, im Verfolge 
meines Schreibens vom 7ten d. M. davon ganz erge⸗ 
benſt Mittheilung zu machen, daß mir die Antwort des 
Herrn Minifters der geiſtlichen, Unterrichts- und Medi⸗ 
zinal⸗Angelegenheiten auf die Anfrage, in welcher Lage 
ſich die Angelegenheit wegen Dotation der katholiſchen 
Bisthümer in Gemäßheit der Bulle de salute anima 
rum befinde, gegenwärtig zugegangen iſt. Danach hat 
die Staatsregierung dieſen Gegenſtand keinesweges aus 


dem Auge verloren, ſondern iſt für die definitive Regu⸗ 


rung der Bisthums⸗Dotationen fortwährend thätig ge⸗ 
weſen, und es ſchweben darüber noch jetzt Verhandlun⸗ 
gen mit dem römiſchen Hofe, von welchem eine Ant⸗ 
wort auf die ihm zuletzt von unſerm Gouvernement vor⸗ 
gelegte Erklärung erwartet wird. Sobald dieſe Antwort 
eingeht, wird in der Angelegenheit weiter vorgeſchritten 
und dieſelbe der Fmaliſirung ſichern Schrittes entgegen 
geführt werden. Bei dieſer Sachlage därfte dasjenige 
bereits geſchehen fein, was durch die in der fraglichen 
Angelegenheit eingebrachte Petition beabſichtigt worden 


iſt, und ein Antrag auf Beſchleunigung derſelben dürfte 


eben ſo wenig am rechten Orte ſein, als es mir über⸗ 
haupt unzuläſſig erſcheint, eine Angelegenheit, über welche 
diplomatiſche Verhandlungen ſchweben, zum Gegenſtande 
der Erörterung auf dem Landtage zu machen.“ 

Der Herr Landtags⸗Marſchall äußert: Aus den Mit⸗ 


theilungen des Herrn Landtags⸗Kommiſſarius gehe her⸗ 


vor, daß die Behandlung der Angelegenheit auf diploma⸗ 
tiſchem Wege in Betrieb ſtehe, und daß die Antwort 


zugehen. 

Die Debatte beginnt; mehrere Redner laſſen ſich 
venehmen, Bei der Abſtimmung wird der Beſchluß ein⸗ 
ſtimmig angenommen. 

Hierauf veranlaßt der Herr Landtagsmarſchall den 
Bericht des Aten Ausſchuſſes, über den Antrag eines 
Abgeordneten der Ritterſchaft: 

„Daß der Landtag Sr. Majeſtät dem Könige ſeine 

Beſorgniß über die in dem Allerhöchſten Beſcheid 

auf die Adreſſe der Poſener Stände in Ausſicht 
geſtellte faktiſche Aufhebung der Verfaſſung aus⸗ 
drücke, und gleichzeitig Se. Majeſtät bitte, daß Al⸗ 
lerhöchſtdieſelben auf Errichtung eines Bundesge⸗ 
richtes hinzuwirken geruhen wolle.“ 

Der Referent in dieſer Sache erklärt: 

Nachdem der Antrag in Betreff des von des Königs 
Majeſtät den Poſenſchen Ständen unterm 12. März 
d. J. ertheilten Beſcheides von dem Hrn. Antragſteller 
ſelbſt ausführlich erörtert und darüber vom Ausſchuſſe 


eine reifliche Berathung ſtattgefunden hatte, ſprach man 


ſich vielſeitig dahin aus, daß die Verhältniſſe der Pro⸗ 
vinz Poſen zum Staate mit jenen der Rheinprovinz 
nicht ganz analog ſelen, indem erſterer zwar dieſelbe ſtän⸗ 
diſche Verfaſſung wie letzterer von des Königs Majeſtät 
bewilligt worden ſei, daß dieſe Verfaſſung aber nicht 
wie jene der Rheinprovinz eine Folge der Bundesakte 
geweſen ſei, da der Beitritt Preußens nur für ſeine 
vormals zum deutſchen Reiche gehörigen Beſitzungen, 
alſo mit Ausſchluß Poſens, geſchah, mithin Poſen die 
durch die Wiener Bundesakte beſtehende Garantie nicht 
in Anſpruch nehmen könne. Dann wurde bemerkt, die 
rheiniſchen Stände könnten ſich nicht berufen finden, in 
dieſer Angelegenheit ſich eine Einmiſchung zu geſtatten, 
und zwar um fo weniger, als des Königs Majeftät die 
einſtweilige Stundung der gegebenen Verheißung, die 
Provinzlalſtäade der Monarchie in regelmäßigen Perioz 
den zu verſammein, nur in ſo fern in Ausſicht geſtellt 
hatte, als jene Anſicht, welche ſich losſagt von dem ge⸗ 
meinſamen Bande, von dem Einen Ganzen des Reichs, 
ſich als jene des Poſen'ſchen Landtags kund geben ſollte. 
— Aus den vom Antragſteller zur Begründung ſeines 
Antrages angeführten Motiven und aus vorſtehenden 


Aeußerungen und Bemerkungen ging nun folgende von 


dem Herrn Vorſitzenden des Ausſchuſſes geftellte Frage 
hervor: Iſt für die rheinſſchen Provinzialſtände eine be⸗ 
geündete Veranlaſſung vorhanden, über den von des Kö⸗ 
nigs Majeſtät den Poſenſchen Ständen ertheilten Be: 
ſcheid Beſorgniſſe auszuſprechen, wie ſie in dem Antrage 
des Abg. der Ritterſchaft geſtellt find? — 9 Stimmen 
erklärten ſich dagegen, zwei dafür, und unter den zweien 
iſt die Stimme des Antragſtellers. Wenn fomit die 
überwiegende Majorität des Ausſchuſſes durch vorſtehen⸗ 
des Votum ſich zugleich gegen den ganzen Antrag des 
Abgeordneten der Ritterſchaft ausgeſprochen hatte, in ſo 
fern derſelbe die weitere Bitte um ein Bundesgericht 
auf den Beſcheid an die Poſener Stände ſtützt und 
beide Fragen verknüpft (wie der Schluß ſeines Antrags 
beſagt), indem mit der Urſache auch die Wirkung weg⸗ 
fallen muß, ſo hat ſich nichts deſto weniger doch die 
Frage erhoben, ob ein ſolches Bundesgericht nicht wün⸗ 
ſchenswerth wäre. Zur Begründung der Zweckmäßigkeit 
und Nützlichkeit der Errichtung eines ſolchen Gerichts 
wurde neben den allgemeinen Motiven, wie ſolche im 


Antrage des Abg. der Ritterſchaft entwickelt ſind, ange⸗ 
führt, wie Preußen ſeine Ideen von dem Bundesgerichte 
in ſeinen Entwürfen der Bundesverfaſſung vom Febr. 
1815 am ausführlichſten von allen Bundesmächten ent⸗ 
wickelt habe, und wie vor dieſem Gerichte ſowohl die 
Streitigkeiten einzelner Perſonen gegen einzelne Bun⸗ 
desregierungen als auch wegen Verletzung der inneren 
Landesverfaſſung und ſolcher in derſelben begründeten 
einzelnen Rechte, welche durch Bundes⸗ oder einen an⸗ 
deren Staatsvertrag zugeſichert ſind, zur Entſcheidung 
gebracht werden ſollen (ſiehe Klübers Ueberſicht des Wle⸗ 
ner Congreſſes, Ifte Abth., S. 180 und 244). Aus 
dieſen Gründen erachteten mehre Mitglieder des Aus⸗ 
ſchuſſes die Errichtung eines ſolchen Bundesgerichtes und 
namentlich in Beziehung auf die früher beſtandenen deut⸗ 
ſchen Verfaſſungen in den verſchiedenen Landestheilen 
der Rheinprovinz, woran die gegenwärtige ſtändiſche Ver⸗ 
faſſung angeknüpft worden, für wünſchenswerth. Es 
wurde angeführt, wie die Erinnerung an das Reichs⸗ 
Kammer⸗Gericht im Volke fortlebe und wie von Seiner 
Majeſtät, als Schirmherrn wahrhaft deutſcher Intereſſen 
vorauszuſetzen ſei, daß Allerhöchſt dieſelben auf dieſe Idee 
einzugehen geruhen werde. Einige Mitglieder des Aus⸗ 
ſchuſſes behaupteten, es ſei, abgeſehen von der Mützlich⸗ 
keit und Zweckmäßigkeit, von dem Antrage auf Errich⸗ 
tung eines Bundesgerichtes kein Erfolg zu erwarten, in⸗ 
dem andere Bundesſtaaten gewiß nicht darauf eingehen 
würden, wie bereits bei den Verhandlungen des Wiener 
Congreſſes geſchehen ſei. Andere Mitglieder äußerten 
ſich, es ſei für die rheiniſchen Stände keine paſſende 
Veranlaſſung vorhanden, eine Bitte an des Königs Ma: 
jeſtät zu richten, um auf die Bildung eines Bundesge⸗ 
richts bei den übrigen Bundesſtaaten einzuwirken. Bei 
der Abſtimmung über dieſe Frage ſprachen ſich 6 Stim⸗ 
men für die Bitte um Errichtung eines Bundesgerichts 
und 5 dagegen aus, unter den 6 Stimmen iſt jene des An 
tragſtellers begriffen. — Der Ausſchuß ſchlägt demnach 
vor, den Antrag des Abgeordneten der Ritterſchaft in 
Betreff der Aeußerung von Beſorgniß wegen des Be⸗ 
ſcheides an die Poſener Stände und die Bitte um Er⸗ 
richtung eines Bundesgerichts, in ſo weit ſie auf die⸗ 
ſen Beſcheid gegründet oder damit verknüpft iſt, abzu⸗ 
lehnen dagegen aus allgemeinen Gründen an Se. Maj. 
den König die Bitte zu richten, daß Allerhöchſtderſelbe 
darauf hinwirken möge, damit ein deutſches Bundesge⸗ 
richt errichtet werde. g N ö 
Hierauf verlieſt ein Abg. der Städte von feinem 
Platze aus Folgendes: 5 i 3 
Von den zwei vereinigten Anträgen des verehrten 
Mitgliedes der Ritterſchaft hat der Ausſchuß denjenigen 
auf den Ausdruck einer Beſorgniß über den Allerhöch⸗ 
ften Beſcheid auf die Poſener ſtändiſche Adreſſe nicht 
angenommen. Jener auf Errichtung eines Bundes⸗ 
ſchiedsgerichtes in Deutſchland würde feine. Erledigung 
in einer Vervollſtändigung der bereits beſtehenden An⸗ 
ordnüngen des Bundesvertrages zu finden haben. Nach 
diefen Anordnungen beſteht aber 1) für die Streitigkei- 
ten der Fürſten des deutſchen Bundes unter ſich, nach 
dem eilften Artikel der Bundesakte vom 8. Juni 1815 
eine Vergleichsinſtanz in der Bundesverſammlung ſelbſt, 
und für den Fall der erforderlichen richterlichen Entſchei⸗ 
dung eine Auſträgalinſtanz außerhalb der Bundesver⸗ 
ſammlung und unabhängig von derſelben, wie dies in 
den Artikeln 21 bis 23 der Schlußakte des deutſchen 
Bundes vom 24. Juni 1820 näher angegeben iſt. — 
2) Für die Streitigkeiten der Fürſten mit einzelnen An⸗ 
gehörigen des Landes a. die Verpflichtung genügender 


Abhülfe im Falle gegründeter Beſchwerde mediatiſirter 
Fürſten, Grafen und Herren über verweigerte Rechts⸗ 
hülfe oder über eine einſeitige Intetpretation der ihnen 
durch den Bund zugeſicherten Rechte; b. die Verpflich⸗ 
tung, die einem einzelnen Unterthan geweigerte Rechts⸗ 
hülfe bei der betreffenden Bundesregierung zu bewirken; 
e, eine Auſträgalinſtanz, um in Fällen des Zweifels 
diejenige Bundesregierung zu bezeichnen, gegen welche 
Forderungen von Privatperſonen geltend zu machen ſind. 
— 3) Hinſichtlich der Staatsverfaſſungen die Verpflich⸗ 
tung, die Abänderung der in anerkannter Wirkſamkeit 
beſtehenden landſtändiſchen Verfaſſungen nur auf ver⸗ 
faſſungsmäßigem Wege zuzulaſſen. — 4) Das Recht 
und die Pflicht der Bundesverſammlung, zur Vollzie⸗ 
hung der Auſträgalerkenntniſſe und zur Aufreckthaltung 
der vom Bunde übernommenen Gewährleiſtungen, wenn 
die Nichterfüllung ſich aus hinlänglich begründeten An⸗ 
zeigen der Betheiligten ergiebt, Exekutions⸗Maßregeln 
anzuordnen. — Dieſe verſchiedenen Beſtimmungen wer⸗ 
den dem Mortinhaite und der Materie nach ungefähr 
dasjenige enthalten, was von einem Bundesgerichte zu 
verlängen wäre; daß ſie in eingetretenem Falle wegen 
formeller Hinderniſſe nicht zur Anwendung gelangen 
konnten, iſt allerdings bekannt; wenn jedoch in der ge⸗ 
genwärtigen Verſammlung die Feſtſtellung oder Ausdeh⸗ 
nung theils der richterlichen Befugniffe des Bundes, 
theils und in der Hauptſache des proceſſuariſchen Ver⸗ 
fahrens vor dem Bunde zur Berathung gebracht werden 
ſoll, ſo wird dazu für jetzt die Veranlaſſung nur inner⸗ 
halb des preußiſchen Staates zu ſuchen ſein. Denn 
wollten auch die Provinzialſtände der Rheinprovinz ſich 
berufen glauben, die Beziehungen anderer deutſchen 
Staaten zu einem befugnißreicheren und formell ausge⸗ 
bildeteren Bundesgerichte in den Bereich ihrer Erörre⸗ 
rungen zu ziehen, ſo würden ſie ſich alsbald eingeſtehen 
müſſen, daß eine der praktiſchen Folgen ihrer etwaigen 
Vorſchläge auch die Erwerbung eines größeren Ueberge⸗ 
wichts Seitens der beiden Großmächte des Bundes ſein 
kenne, und ſie würden ihre Berathungen auf eine 
Bahn verpflanzt ſinden, die von dem urſprünglich ins 
Auge gefaßten Zielpunkt weit abführen könnte. Von 
dem preußiſchen Standpunkte aus könne das Bun⸗ 
desgericht zwei Zwecke haben, nämlich den Schu 
des Privatrechts und den Schutz des Verfaſſungsrech⸗ 
tes, im Falle eines Konflikts mit der Regierung. Für 
den erſten Zweck, das iſt für den Schutz der Richte von 
Individuen und Corporationen, mögen ſich vielleicht ver⸗ 
einzelte Stimmen erheben; wenn man jedoch berückſich⸗ 
tigt, was die Bundesgeſetze in dieſer Beziehung bereits 
gewähren, und wie wenig begründet die Beſorgniß vor 
einer Unterbrechung der geſetzmäßigen Wirkſamkeit des 
bürgerlichen Rechts in unſerem Staate ſein würde, ſo 
ſcheint es, daß die erweiterte Befugniß, die erleichterte 
Anrufung des Bundesgerichts nur dazu mit Erfolg be⸗ 
nutzt werden könnte, einzelnen Individuen, Familien, 
Corporationen oder Klaſſen, der Krone genüber und un⸗ 
abhängig von der Krone, Rechte zu erwerben, die ſie ge⸗ 
genwärtig nicht beſitzen; oder fie rückſichtlich ſolcher Rechte 
von der Krone unabhängig zu ſtellen, in deren Genuß 
ſie ſich gegenwärtig nur kraft der Zuſtimmung der höch⸗ 
ſten Gewalt im Staate und nur ſo lange befinden, als 
dieſe Zuſtimmung andauert. Eine Beſchränkung der 
königlichen Machtoollkommenheit aber, nicht zu Gunſten 
der Geſammtheit des Volks, nicht zu Gunſten einer 
Vereinigung von Abgeordneten des Volkes oder der 
Stände, fondern zu Gunſten ſingulärer Intereſſen im 
Staate, würde den Rückweg zu ſolchen Zuſtänden bah⸗ 
nen, über deren Abſterden nur noch eine geringe Zahl 
Ausharrender die aufgefriſchte Trauer trägt. — Der 
zweite Zweck eines Bundesgerichts, der Schutz des Ver⸗ 
faffungsrechts, iſt ein foicher, dem der Gegenſtand fehlt. 
Es giebt in Preußen kein Verfaſſungsrecht in dem Sinne, 
weicher dem Volke ein Recht auf Aufrechthaltung der 
Verfaſſung zuerkennt. Jenes Geſetz, wodurch Provin⸗ 
zialſtände eingeführt wurden, hat keine größere Bedeu⸗ 
tung, als jedes andere Geſetz, inſofern daſſelbe täglich in 
derſelben Form, wie es erlaſſen worden, das iſt Kraft 
des ſouveränen Willens des Staatsoberhauptes, wieder 
zurückgenommen werden kann. Nur wenn den Provin⸗ 
zialſtänden eingeräumt wäre, daß neue Geſetze nicht ohne 
ihte Zuſtimmung erlaſſen werden ſollen, würde auch die 
Aufhebung der Provinzialſtände ſelbſt ohne deren Zu⸗ 
ſtimm ung nicht erfolgen können. Es iſt ihnen dagegen 
nur verheißen, ſie vor dem Erlaß neuer Geſetze anzuhö⸗ 
ren, und es ſteht ſogar in Frage, ob bei dem Umſtande, 
daß die Epoche ihrer Zuſammenberufung den konſtitui⸗ 
renden Verordnungen für jede Provinz der königlichen 
Beſtimmungen vorbehalten worden, die Vertagung dieſer 
Zufammenberufung auf ungewiſſe Zeit als ein neues 
Geſetz anzuſehen feir Selbſt Über die Frage iſt das in⸗ 
nere Staatsrecht der Preußiſchen Monarchie nicht klar, 
ob die von dem Monarchen erlaſſenen Geſetze, fo lange 
ſie nicht wieder aufgehoben worden, ihre Gültigkeit be⸗ 
halten; es iſt zweifelhaft, ob das Geſetz vom 22. Mai 
1815, wodurch dem Lande Reichsſtände verheißen wur⸗ 
den, durch die gelegentliche Aeußerung der dieſerhalb be⸗ 
ſtehenden Abſichten zurückgenommen, oder od deſſen Zu⸗ 
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rücknahme durch ein beſonderes Geſetz auszuſprechen ſei; 


es iſt zweifelhaft, ob das Geſetz vom 17. Januar 1820, 


welches die Abſchließung neuer Schulden von der Ge⸗ 


fen iſt, 
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nehmigung der Reichſtände abhängig macht und welches 
die wirkliche Abſchließung neuer Schulden durch Man⸗ 
datare des Staats, für Staatszwecke und unter Garantie 
des Staats nicht gehindert hat, durch die ſpäter hin⸗ 
ſichtlich der Reichſtände ausgeſprochene Abſicht aufgehoben 
oder erſt durch ein förmliches Geſetz aufzuheben ſei; es 
iſt zweifelhaft, ob die Verpflichtung, dem Staatsrathe 
und den Provinzialſtänden neue Geſetze vor deren Erlaß 
vorzulegen, für die Krone bindend ſei oder nicht; es iſt 
endlich zweifelhaft, in wie weit Geſetze unter Mitvollzie⸗ 
hung des Stagtsminiſteriums oder durch Kabinetsbefehle 
entſtehen, und in wie weit die letzteren der Publikation 
bedürfen. Daß ſolche Zweifel wirklich beſtehen, iſt aller⸗ 
diags ein bedenklicher Uebelſtand, ein Uebelſtand, der 
vorzugsweiſe im Intereſſe der Krone zu befeitigen wäre; 
denn die Aufſtellung des allgemeinen Grundſatzes, daß 
der Monarch ſelbſt an die von ihm erlaſſenen Geſetze, 
auch ſo lange er ſie nicht durch neue Geſetze aufgehoben 


\ z 


hat, nicht gebunden ſei, würde keineswegs eine Ausdeh⸗ 


nung der ſouveränen Gewalt, ſondern thatſächlich eine 
bedenkliche Schmälerung derſelben ſein, wle näher nach⸗ 
zuweiſen mir erlaſſen werden wird. Wenn daher der 
Verſammlung der Antrag vorläge, von Sr. Maj. dem 
Könige eine authentiſche Interpretation des Preußifchen 
Staatsrechts rückſichtlich der Beziehungen des Souve⸗ 
räns zu der von ihm oder von ſeinen Vorgängern er⸗ 
laſſenen Geſetze und rückſichtlich der zur Gültigkeit der 
Geſetze erforderlichen Formen zu erbitten, fo würde ich 
mich verpflichtet fühlen, einem ſolchen mit dem Prinzip 
der Legitimität übereinſtimmenden und daſſelbe fördern⸗ 
den Antrage zuzutreten. In keinem Falle aber gehört 
dieſe oder irgend eine andere Verfaſſungsfrage Preußens 
vor ein Bundesgericht; vielmehr wären diejenigen Rechte, 
worüber ein Bundesgericht zu entſcheiden haben könnte, 
erſt zu ſchaffen, und ſollte jetzt oder künftig die Krone 
Preußen einen Theil der gegenwärtig von ihr ausgeüb⸗ 
ten Souveränctätsrechte auf das Volk übertragen, fo 
würde es unendlich vorzuziehen ſein, die Aufrechthaltung 
dieſes Uebertrags aus den Verhältniſſen im Lande ſelbſt 
erwachſen zu ſehen, als dafür auf den unzureichenden 
Schutz eines auswärtigen Gerichts zu bauen. Auf die 
Gründe für dieſe Anſicht iſt hier nicht ferner einzugehen. 
Ich wiederhole, daß eine weitere Erörterung des Bun⸗ 
desgerichts in Bezug auf Preußen nur den Sonderrech⸗ 
teu einzelner Individuen, Familien, Corporationen oder 
Klaſſen förderlich ſein könnte, und ſtimme gegen den 
Antrag. ae 

Gleichergeſtalt verlieſt ein Abg. der Städte von 
nem Platze aus Folgendes: { 

Daß die dem Poſener Landtage auf: feine Adreſſe 
ertheilte Antwort allerdings Beſorgniſſe erregt hat, 
der Fortbeſtand unſerer in fo beſchränktem Maße be: 
ſtehenden Landesvertretung könne gefährdet ſein, das 
wollen wir nicht läugnen. Eine andere Frage aber iſt 
die, ob wir dieſe Beſorgniß zur Kenntniß des Monar⸗ 
chen bringen ſollen, welcher von der Vorſehung beru⸗ 
über die Geſchicke unſeres Vaterlandes zu 
entſcheiden. Ich glaube, daß es gut fei, dieſes vor der 
Hand nicht zu thun. Wenn wir, wie ſchon geſchehen, 
eine Erweiterung der Vertretung, eine Entwickelung un⸗ 
ſerer ſtändiſchen Inſtitutionen beantragen, fo ſcheint es 
mir unpolitiſch, zugleich ein Mißtrauen über den Be⸗ 
ſtand des Geſetzes vom 5. Juni 1823 über die Fort⸗ 
dauer der darin oktroyirten provinzialſtändiſchen Verfaſ⸗ 
ſung zu äußern. Wer das Mehr will, ſoll über das 
Minder keine Beſorgniß hegen. 
Herrn Antragſtellers, daß die durch die Bundesakte 
garantirten ſtändiſchen Verhältniſſe durch das Ge⸗ 
ſetz vom bien Juni 1823 in ein ſtaatsrechtliche 
Form gebracht ſeien, muß ich widerſprechen. Ich be⸗ 
trachte dieſe provinzialftändiiche Verfaſſung, welche frei⸗ 
lich auch nar eine einſeitig octroyirte iſt, als eine bloß 
tranfirorifche, als die Einleitung zu derjenigen Verfaf⸗ 
ſung, welche das Volk aus Gründen, die ich in dieſer 
Verſammlung ſchon auseinander zu ſetzen die Ehre 
hatte, zu fordern berechtigt wäre. Könnte das Bundes⸗ 
gericht, deſſen Einſetzung der Abg. der Ritterſchaft in 
Antrag gebracht hat, dazu dienen, eine ſolche Verfaſſung 
im Wege der Klage zu erlangen, oder auch nur die pro⸗ 
vinzialſtäͤndiſche Einrichtung zu ſichern, fo würde ich für 
daſſelbe ſtimmen. Allein vor dieſes Bondes ericht ſol⸗ 
len nur zur Eniſcheidung gebracht werden: a) Strei⸗ 
tigkeiten einzelner Perſonen gegen einzeln: Bundes re⸗ 
gierungen; b) Klagen wegen Verletzung der inneren 
Landesverfoſſung und ſolche in derſelben begründete ein 
zelne Rechte, welche durch Bundes oder einen Staats⸗ 
vertrag gefichert ſind. — Alle dieſe Keiterien ſind in 
unſerer ſtaͤndiſchen Verfaſſun⸗ nicht vorhanden, und fo 
lange mich alſo der Herr Antragſteller nicht belehrt, 
welche Nutzanwendung das neue Gericht auf unſeſe 
decmalen veſtehenden oder auf die uns noch wuͤnſcheus⸗ 
werthen Verhaͤltniſſe finden ſoll, ſo lange kann ich ſei⸗ 
nen Motiven nicht beipflichten; denn ich moͤchte in Al⸗ 
lem praktiſch fein und eine Sache nicht wegen der Idee 
ſelbſt, ſondern wegen ihrer Anwendung auf das Leben 
eiſtreben. f 

Hierauf trägt ein Abg. der Ritterſchaft von feinem 
Sitze aus Folgendes vor: i 
In memnem Antrage babe ich geſagt: wo der Boden 
des Rechtes weder durch Willkür eines Einzelnen noch 


ſei⸗ 


Der Behauptung des 


durch die einer Majoritaͤt erſchuͤttert wird, wo vielmehr 
gegenſeitig anerkannte und geachtete Rechte und Pflich⸗ 
ten die Grundlagen aller Verhandlungen zwiſchen Lan⸗ 
desherrn und Unterthanen bilden, da gedeiht Freiheit 
und Ordnung im Gegenſatze zum Abſolutismus und 
zur Anarchie. Das iſt die Grundlage, auf welcher auch 
unſere ſtaͤndiſchen Verhaͤltniſſe erwachſen ſind, auf der 


allein fie gekraͤftigt und belebt werden konnen, deren 


Beſtand fuͤr ganz Deutſchland die Bundesakte ſichern 


fol, und dern ſtaatsrechtliche Form fuͤr die preußiſche 


Monarchie das Geſetz wegen Anordnung der Provin⸗ 
zialſtaͤnde vom 5. Juni 1823 enthält, Darum ſollen 
Alle, denen die Sicherung der Freiheit und Ordnung, 
denen die Erhaltung des Vertrauens zwiſchen Landes⸗ 
herrn und Unterthanen am Herzen liegt, darum ſol⸗ 
len vor Allem Regierung und Staͤnde, die hierzu 
vorzugsweiſe berufen ſind, trachten, daß auch der lei⸗ 
ſeſte Schein eines ſolchen Abweichens von der Grund⸗ 
lage des Rechtes von allen Akten der Regierung wie 
der Stän:e gleich fern gehalten werde, und anderer⸗ 
ſeits bemuͤht ſein, eine Inſtitution zu erlangen, welche 
dieſe hoͤchſte Rechtsidee verwirklicht, derſelben eine 
praktiche Bedeutung ſichert und fo den Schlußſtein 
der deutſchen Bundesakte bildet. Ich habe in write⸗ 
rer Ectwickelung dieſer Idee, und ohne mich auf eine 
Prüfung der in der Poſener Adreſſe enthaltenen Wün⸗ 
ſche und des dieſe Wuͤnſche betreffenden allerhoͤchſten 
Beſcheides einzulaſſen⸗ den Antrag geſtellt: 

daß es dem Landtage gefallen möge, Sr. Maje⸗ 

ſtaͤt dem Koͤnige ſeine Beſorgniß über den Theil 


des allerhoͤchſten Beſchzides auf die poſener ſtaͤn⸗ 


diſche Addreſſe guszudruͤcken, welcher eine Stun⸗ 
dung des verfaſſungsmaͤßigen Zuſammenberufens 
der Staͤnde und ſomit die Moͤglichkeit eines fak⸗ 


tiſchen Aufhedens der Verfaſſung für die ganze 


Monarchie in Ausſicht ſtellt. und daß der Land⸗ 
tag weiter Se. Majeſtaͤt den König allerunter⸗ 
thaͤnigſt bitte, dieſe Beſorgniß dadurch allergnaͤ⸗ 
digſt zerſtreuen zu wollen, daß Allerhoͤchſtdieſel⸗ 
ben Sich geneigt erklären, Preußens Einfluß in 
Deutſchtand geltend zu machen, damit in der 
Errichtung eines oberſten Bundesgerichtes die 
Sichecheit des deutſchen Richtszuſtanges endlich 
thätlich begruͤndet werde. i 
Dieſer Antrag zerfällt in zwei Theile, wovon nur: 
der letzte Theil ein beſtimmtes Petitum enthält. 
Beide Theile habe ich allerdings mit einander in 
Verbindung gebracht, ohne daß jedoch der erſte Theil, 
wie der Ausſchuß es gethan, als die Urſache des 
zweiten zu betrachten iſt. Der zweite Theil, naͤm⸗ 
lich der Antrag auf ein Bundesgericht, iſt, wie wir 
fpäter ſehen werden, an und, für ſich fo ſehr gerecht⸗ 
fertigt, daß es hierzu der im erſten Theil beruͤhrten 
Veranlaſſung gar nicht bedurft haͤtte. Dieſe Veran⸗ 
laſſung, die ich nicht anders denn als ein wichtiges 
Moment in der Geſchichte unferer Verfaſſungs⸗An⸗ 
gelegenheiten betrachten kann, glaube ich jedoch nicht 
mit Stillſchweigen uͤbergehen zu dürfen. — Der Aus⸗ 
ſchuß ſcheint anderer Anſicht zu fein. Wit wollen 
damit anfangen, feine Gründe in diefer Beziehung 
näher zu prüfen; Der Ausſchuß meint: I) der den 
Poſener Ständen ertheilte Allerhoͤchſte Cabinets⸗Be⸗ 
ſcheid koͤnne uns nicht beruͤhren, erſtens, weil die 
Provinz Polen nicht zum deutſchen Bunde gehöre, 
und, zweitens, weil die Stundung des verfaffungs⸗ 
mäßigen Zuſammenberufens der Poſener Stande nur 
fuͤr den Fall in Ausſicht geſtellt ſei, wenn die An⸗ 
ſicht, welche ſich von dem gemeinſamen Bande mit 


Landtags kund gehen follte, 

Ehe er zur Erörterung dieſer Gruͤnde übergehe, 
ſchicke er voraus, daß er weit entfernt ſei, der Poſener 
Adteſſe irgendwo feinen Beifall zu zollen. Er tadle die 
Richtung der polniſchen Nationalität, wenn ſie dahin 

gehe, ſich in engherzigem Haſſe gegen alles Deutſche 
abzuſchließen, wenn fie es verweigere, ſich mit allem 
Beſſern in der Zeit in Berührung zu ſetzen, und ver: 
ſäume, ſich daſſelbe auf eine ihrer Natur zuſagende Weiſe 
anzueignen. Er table fie weiter, wenn fie die unſeligen 
Begriffe einer demokratiſchen Freiheit verfolge, welche 
die Polen ſtets in Widerſpruch mit ſich ſelbſt verwickelt 
und den Untergang ihrer Selbftftändigkeit herbeigeführt 
haben. Allein er könne andererſeits die in der Adreſſe 
enthaltenen Worte: „Wir wollen die Thatſache nicht 
verkennen, daß das Großherzogthum einen Theil Ew. 
Majeſtät Monarchie bildet“, nicht überſehen. 

Die Verfaſſung, deren fich die Provinz Poſen gleich 
uns erfreut, fährt der Redner fort, iſt allerdings keine 
Folge des Art. 13 der Bundes⸗Akte; fie beruht alfo 
nicht auf dem Bundes⸗Staatsrecht, aber ſie beruht auf 
den Gefegen vom 5. Mal, 23. und 21, März 1824, 
ſie beruht alſo auf dem preuß. Staatsrecht, und wenn 
der Ausſchuß demſelben eine geringere Geltung, einen 
weniger ſichern Rechtsboden, und ſomit der Provinz Po⸗ 
fen einen rechtloſen Zuſtand vindieirt, ſo iſt uns der⸗ 
ſelbe hiefür die Gründe ſchuldig geblieben. Die Pro⸗ 
vinz Poſen hat alſo gleich uns das Recht, Bitten und 
Beſchwerden vor den Thron zu bringen; ſie hat das 
Recht, zu begehren, daß ihre Verfaſſung weder faktiſch 


noch geſetzlich ohne den Beirath der Stände aufgeho⸗ 


- 


der Monarchie losſagt, ſich als die des Poſeuſchen 


ben werde, und toenn letztere von dem erſteren Recht 
einen ungeeigneten, ja, ſelbſt v rfaſſungswidrigen Ge⸗ 
brauch machen, ſo liegt hierin, meine Herten, keine Ver⸗ 
anlaſſung, das Verfaſſungsrecht ſelbſt für die Provinz 
in Frage zu ſtellen, da die Poſener Stände nur bera⸗ 

thende Stände find und folglich in den Gang der Re⸗ 
gierung nicht hemmend eingreifen können, auch die an⸗ 
gedrohte Strafe nicht ſie, ſondern die Provinz treffen 
würde. Iſt der Landtag aber mit dem Ausschuß glei⸗ 
cher Anſicht, und erkennt er dieſes In ⸗Frageſtellen 
nach den Grundſäͤtzen des preuß. Staatsrechtes für zus 
läſſig, fo. wird er für die übrigen Provinzen der Mo: 
narchie auch in dem Bundes⸗Staats⸗Rechte vergebens 
einen Schutz dagegen ſuchen, da der Bund, meines 
Wiſſens, eine Garantie für unſere Verfaſſung nicht 
N e meines Antrages ſcheint mir daher, 
trotz der Bemerkungen des Ausſchuſſes, vollſtändig ges 
rechtfertigt. Was den zweiten Theil deſſelben betrifft, 
ſo bedingt deſſen Erörterung ein näheres Eingehen in 
die Beſtimmungen des deutſchen Bundes rechtes, und 
ſind hier der Art. 13 der Bundesakte, welcher die Ein⸗ 
führung landſtändiſcher Verfaſſungen in Ausſicht ſtellt, 
und die Art. 29, 30, 60 und 61 der Wiener Schluß⸗ 
Akte maßgebend. Was nun die aus dieſen Beſtimmun⸗ 
gen hervorgegangene richterliche Gewalt des Bundes be⸗ 
teifft, fo berufe ich mich bei Darlegung derſelben auf 
die Autorität des Publieiſten Dr. Maurenbrecher, der 
wenigſtens nie im Geiuch zu freiſinniger Tendenzen ge⸗ 
fanden hat. Derſelbe bezeichnet die richterlichen Organe 
des Bundes und deren Competenz hinſichtlich der Rechte 
der Unterthanen, wie folgt: „Die bundesrichterlichen 
Organe find: 1) die Bundes⸗Verſammlung; 2) das 
Bundes⸗Auſträgalgericht; 3) das Bundes⸗ Schiedsgericht.“ 
Die Bundesverſammlung verweiſt alle Streitigkeiten der 
Unterthanen unter ſich, ſelbſt im Fall der Juſtizverwei⸗ 
gerung vor die Territorialgerſchte. Jeder Unterthan iſt 
berechtigt, Privatreclamationen bei der Bundesverſamm⸗ 
lung anzubringen, wenn ſie gegen ſeine Regierung we⸗ 
gen Nichterfüllung oder Verletzung feiner durch die Bun: 
desakte garantirten Rechte gerichtet ſind. Dieſe Rechte 
ſind in dem Artikel XXIX. der Wiener Schlußakte be⸗ 
zeichnet; derſelbe lautet, wie folgt: die Bundes verſamm⸗ 
lung hat übrigens nur die Beſchwerde (nach der Ver⸗ 
faſſung des betreffenden Landes), nicht die Rechts ſache 
ſelbſt zu prüfen. Wenn alſo in Preußen in einem 
Rechtsſtreit mit dem Fiskus die Auslegung eines Staats⸗ 
vertrags in Frage kommt, ſo ſind die Gerichte des Lan⸗ 
des gemäß der Allerhöchſten Cabinetsordre vom 25. Ja⸗ 
nuar 1823 verbunden, vor Abfaſſung des Urtheils die 
Erklärung des Miniſteriums der auswärtigen Angele⸗ 
genheiten einzuholen und demnach ihre Entſcheidung zu 
geben. Dieſes Landesgeſetz iſt alſo auch für die Bun⸗ 
desverſammlung bindend. Das Bundes⸗Auſträgalgericht 
erkennt über Privatklagen der Unterthanen gegen Bun⸗ 
desregierungen, wenn die Erfüllung des pivatrecht⸗ 
lichen Anſpruchs zwiſchen mehren Bundesregierungen 
ſtreitig iſt, aber nur über dieſe Vorfrage nicht über den 
rechtlichen Anſpruch ſelbſt. Das Bundesſchiedsgericht 
entſcheidet über Irrungen zwiſchen der Regierung eines 
Bundesſtaats und ihren Ständen. Ausgeſchloſſen von 
der Competenz des Bundesſchiedsgerichts ſind alle Be⸗ 
ſchwerden einzelner Unterthanen über ihre Regierungen, 
denn nur ſtändiſche Beſchwerden ſollen dahin gehören, 
aber auch den Ständen iſt nicht das Recht gegeben, 
ihrerſeits die Hülfe dieſes Gerichts in Anſpruch zu neh⸗ 
men. Die Schlußakte gibt zwar dies Recht auch den 
Ständen, wenn die Bundesverſammlung die Garantie 
der Verfaſſung übernommen hat. Die Schiedsgerichts⸗ 
ordnung redet dagegen blos von den „Regierungen,“ 
dieſelbe enthält mithin keine allgemeine Garantieüder⸗ 
nahme im Sinne der Schlußakte. Hiermit glaube ich 
auch den zweiten Theil meines Antrages vollſtändig ge⸗ 
rechtfertigt zu haben. Gleichzeitig werden Sie ſich aus 


dem Vorſtehenden überzeugt haben, daß ich, fo wenig 


ich dem Prinzip der Volks⸗Souverafnetät huldige, ſo 
ſehr ich mich Allem, was daraus nur irgendwie herge⸗ 
leitet werden könnte, entgegenſetze, eben ſo ſehr entfernt 
bin, in dem Rechte der Legitimität elne unbeſchränkte, 
Rabſtrakte, ſchrankenloſe Allgewalt zu erblicken; ich ſehe 
darin vielmehr nach dem Geiſte des deutſchen Staats⸗ 
Rechts ein Aggregat ſehr beſtimmter poſitjver Rechte, 
welchem gegenüber das Volk durchaus nicht wie ein 
todter willemioſer Stoff, ſondern als ein Aggregat rechts⸗ 
fähiger und und berechtigter Subjekte erſcheint. Ich 
habe dieſe Lehren unter andern in einer Schule einge: 
ſogen, welche, von geiſtreichen Männern gehalten, über 
die Thür ihres Einganges die Worte geſchrieben hatte: 
Nous ne voulons pas la contrerevolution, mais le 
eontraire de la revolution. Ein Theil dieſer Herren 
halte aber noch einen andern Grundſatz in petto, näm⸗ 
lich den: Folget unſern Worten, und nicht unſern Wer⸗ 
ken. Es begab ſich nämlich, daß dieſer Theil nach dem 
Ereigniß vom 20. Novbr. 1837 in die Reihen der al⸗ 
ten Garde der Staatsomnipotenz übertrat, die Fahne 
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auch in der Rheinprovinz Männer gibt, die, wo es ſich f berhälkniſfe ihn vetanlaſſen, 


um Vertheidigung des monarchiſch⸗ legitimen Prinzips 
und der daraus erwachſenen Rechte handelt, es nicht 
mit weiland Hiob, ſondern mit weiland S. M. Karl 
XII. halten. 5 

Ein Abg. der Städte: Der Antragſteller habe Be⸗ 
ſorgniſſe ausgeſprochen, deren Ungrund bereits nachge⸗ 
wieſen fei. Ein Mitglied aus dem Stande der Städte 


ſei weiter gegangen, und habe eine Menge anderer Be⸗ 


ſorgniſſe an den Tag gelegt, ja, es habe die beſtehende 
Verfaſſung und alle unſere ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe 
dergeſtalt in Frage geſtellt, daß uns gleichſam der Bo⸗ 
den unter den Füßen ſchwinde. Wäre in unſerm öf⸗ 
fentlichen Leben eine ſolche Unſicherheit vorhanden, . fo 
müßte die Hand erlahmen, die zum Heil des Vaterlan⸗ 
des das Gute ſchaffen wolle, und auch wir, die wir 
hier zu ſolcher Wirkſamkeit verſammelt ſeien, müßten 
alle Freudigkeit verlieren. Er, der Redner, theile dieſe 
Beſorgniſſe nicht, er fühle ſich beruhigt, im Hinblick 
auf das Geſetz, auf das Volk und auf den König. Die 
Geſetze vom 5. Juni 1823 und 27. Mätz 1824, auf 
welchen die provinzialſtändiſche Verfaſſung beruht, ſeien 
in gehöriger ſtaatsrechtlicher Form erlaſſen worden und 
enthalten die Beſtimmungen, daß Veränderungen daran 
nur unter vorhergegangenem Beirath der Stände ge⸗ 
troffen werden ſollen. Eine weſtere und ſehr weſentliche 
Bürgſchaft liege darin, daß ſie in das Leben des Volks 
eingedrungen ſei, ja, ſie habe angefangen, ein integrirender 
Theil dieſes Lebens zu werden, und bald werde man 
ſagen können, es ſei eben ſo unmöglich, daß dieſe Ver⸗ 
faſſung aufhöre, als es möglich ſei, daß das Volk einen 
Mord an ſich ſelbſt begehe. Der König habe bei feier- 
lichen Gelegenheiten erklärt, mit wahrer Freudigkeit für 
die ſtändiſchen Verhältniſſe eine lebendigere Zeit hervor⸗ 
rufen und ihnen eine größere Entwickelung geben zu 
wollen. Ein Anfang dieſer Entwickelung ſei bereits 
vorhanden, und die hierauf Bezug habenden, unter dem 
Beirath der Stände erlaſſenen Geſetze dienen ebenfalls 
zur Grundlage, zur Sicherſtellung der ſtändiſchen Inſti⸗ 
tutionen. Dieſelben würden aber ein weiteres Funda⸗ 
ment erlangen, wenn die beim Bundestag beſtehenden, 
die Schlichtung von Streitigkeiten bezweckenden Einrich⸗ 
tungen in der Art vervollſtändigt wurden, wie nament⸗ 
lich Preußen es bei den Congreßverhandlungen im J. 
1815 mit Nachdruck verlangt hat. Se. Maj. haben 
nicht allein die Wohlfahrt ihrer eigenen Staaten, ſon⸗ 
dern auch dasjenige des geſammten deutſchen Vaterlan⸗ 
des im Auge; das Eine wie das Andere bedürfe weſent⸗ 


ſehr fühlbar machten, trete er dem Antrage bei, daß 
Se. Maj. gebeten werden möge, auf die Errichtung ei⸗ 
nes ſolchen hinzuwirken. - 

Hierauf entgegnet ein Abg. der Städte: Er finde 
ſich durch den Vortrag des vorigen Redners nur zu der 
Erinnerung veranlaßt, daß er nicht ſowohl Beſorgniſſe 
ausgedrückt, als einfache, unwiderlegbare, in den Geſetz⸗ 
büchern und offiziellen Dokumenten aufgezeichnete That⸗ 
ſachen angeführt habe. In wie fern dieſe Thatſachen 
zu Beſorgniſſen Anlaß geben, ſei eine Frage für ſich. 


Der Hr. Landtags⸗Marſchall: Es ſei nun zur Ab⸗ 


ſtimmung zu ſchreiten, und zwar über beide Gegenſtände 
getrennt. Hinſichts des letztern könne den Gründen ge⸗ 
gen den Antrag, welche ein Abgeordneter der Städte 
aufgeführt habe, und denen er ſich nicht überall an⸗ 
ſchließe, noch hinzugefügt werden, daß es im § 49 des 
Geſetzes wegen Anordnung der Provinzialſtände heiße: 
„Bitten und Beſchwerden können nur aus dem beſon⸗ 
dern Intereſſe der Provinz und ihren einzelnen Theilen 
hervorgehen,“ daß aber der Beweis, daß die Errichtung 
eines Bundesgerichtes im Intereſſe der Provinz liege, 
noch zu erwarten ſei. 


tereſſe, das die Provinz an der Erhaltung der beſtehen⸗ 
den Verfaſſung habe, ſcheine ihm ſeinen Antrag voll⸗ 
ſtändig zu rechtfertigen; aber es würde nicht ſchwer ſein, 
aus dem Gebiete der Erfahrung ſpezielle Momente her⸗ 
vorzuheben, daß ein ſolches Bundesgericht der Provinz 
wünſchenswerth ſein müſſe. Er dürfe nur an einen 
uns und dem Landtage ſehr nahe, jedoch leider jetzt ſehr 
fern liegenden Gegenſtand erinnern, an die bergiſche Ge⸗ 
mäldegalerie, die, ein Eigenthum der Provinz, ſich jetzt 
in München befinde. Der Landtag habe ſchon früher 
die betreffenden Anteäge gemacht, ſei aber immer mit 
denſelben abgewieſen worden, ohne daß der Rechtsfrage 
ſelbſt eine Berückſichtigung und Erörterung zu Theil 
geworden ſei. 
wäre es bald zu entſcheiden, ob die Galerle Eigenthum 
der Provinz oder des damaligen Landesheren ſei. 

Ein Abg. der Städte; Unter Seiner jetzt regierenden 
Majeſtät dürfte allerdings eine Beſchränkung der ſtän⸗ 
difchen Verfaſſung nicht befürchtet, vielmehr eine Erwei⸗ 
terung im Sinne der Allerhöchſten Zuſicherungen ver⸗ 


Ne 
\ 


Ein Abg. des Ritterſtandes: Das allgemeine In⸗ 


Wäre aber ein ſolches Bundesgericht, ſo 


2 


i dem Antrage auf Sicher 
des Rechihnafundes bebt. Be 

Es wird nun die Frage formulirt: „Beſchließt die 
Verſammlung, St. Maj. dem Könige Beſorgniſſe in 
der fraglichen Angelegenheit auszudrücken 2“ Dieſe Frage 
wird mit 69 Stimmen gegen 4 Stimmen verneint. 

Die zweite Frage: „Soll Se. Maj. der König ge⸗ 
beten werden, auf Errichtung eines Bundesgerichts hin⸗ 
wirken zu wollen?“ wird mit 40 Stimmen gegen 30 
abgelehnt. As | 


1 


8 In a n ,. 
Berlin 8. Juli. Se. Maj. der König haben Al⸗ 
lergnädigſt geruht: dem Prediger Bindemann zu 
Neuendorf bei Bahn, und dem Oberförſter König im 
Charité-Forſtamte Prieborn, den Rothen Adler⸗Orden 
vierter Klaſſe, ſo wie dem Bezirks⸗Feldwebel Brandt 
vom 2. Bataillon (Hirſchberg), 7. Landwehr⸗Regiments, 
die Rettungs⸗Medaille am Bande zu verleihen; und den 
Land⸗ und Stadtgerichts⸗Aſſeſſor Wiedemann zu Ino⸗ 
wraclaw zum Lands und Stadtgerichts⸗Rath bei dem 
genannten Gerichte zu ernennen. NEST 
Dem Kaufmann Julius Theodor Guſt av Slo⸗ 
mann zu Berlin iſt unter dem 6. Juli 1843 ein 
Einführungs⸗Patent auf eine durch Zeichnung und Be⸗ 
ſchreibung nachgewieſene Maſchine zum Anfertigen von 
Ziegelſteinen, inſoweit ſolche für neu uud eigenthümlich 
erachtet worden iſt, auf fünf Jahre, von jenem Tage 
an gerechnet und für den Umfang der Monarchie er⸗ 
theilt worden. — Dem Kaufmann und Fabrikanten 
Konrad Joſeph Stroof zu Köln iſt unter dem 30. 
Juni 1843 ein Patent auf eine durch Beſchreibung und 
Ztichnung als neu und eigenthümlich nachgewieſene Vor⸗ 
richtung zum Aufſchneiden von Blei⸗ und Zinnröhren, 
auf ſechs Jahre, von jenem Tage an gerechnet und für 
den Umfang der Monarchie ertheilt worden. EL 
Se. königl. Hoheit der Prinz Auguſt if von 
Magdeburg hier wieder eingetroffen. f 
Die Allg. Pr. Zeitg. enthält folgende Bekanntma⸗ 
chung. „Es iſt den vereinten Bemühungen einiger Po⸗ 
lizei⸗Beamten im Regſerungsbezirk Düſſeldorf gelungen, 
auf eine ihnen von einer Privat⸗Perſon gemachte Mit⸗ 
thellung von dem Erſcheinen falſcher Kaſſen⸗Anweiſungen 
über 1 Rthlr. die Verfertiger und Verbreiter derſelben 
zu verhaften und dem Gerichte zu überliefern. Nach⸗ 
dem gegen die Fälſcher die von ihnen verwirkte Strafe 
erkannt und rechtskräftig geworden, bringen wir dies 
mit dem Bemerken zur öffentlichen Kenntniß, daß wir 
den Perſonen, welche ſich bei der Ermittelung und Er⸗ 
greifung der Fälſcher ausgezeichnet, angemeſſene Beloh⸗ 
nungen bewilligt haben, ſo wie, daß wir auch in Zu⸗ 
kunft in Folge unſerer Bekanntmachung vom 24. Ja⸗ 
nuar 1841 einem Jeden, der einen Verfertiger oder 
wiſſentlichen Verbreiter falſcher, zur Täuſchung des Pu⸗ 
blikums geeigneter Kaſſen⸗Anweiſungen anzeigt, ſo daß 


ſolcher zur Unterſuchung und Beſtrafung gebracht werden 


kann, nach Beſchaffenheit des Falles eine Belohnung 
von Drei- bis Fünfhundert Thalern gewähren 
und dieſe Belohnung bei beſonderen Umſtänden auch 
noch erhöhen werden. — Wer Anzeigen dieſer Art zu 
machen hat, kann ſich übrigens an jede Orts⸗Polizei⸗ 
Behörde wenden, und ſich auch auf Verlangen der 
Verſchweigung ſeines Namens verſichert halten, inſofern 
dieſem Verlangen ohne nachtheilige Rückwirkung auf 
das Unterſuchungs- Verfahren irgend zu willfahren iſt. 
Berlin, den 28. Juni 1843. Haupt⸗Verwaltung der 
Staats⸗Schulden. Rother. von Berger. Natan. 
Köhler. Knoblauch.“ 5 Nr 5 
In den Monaten Juli, Auguſt und September 


werden ſämmtliche Waſſerkünſte in Sansſouci an jedem 


Sonntage von 12 Uhr Mittags bis 7 Uhr Abends in 
Thätigkeit geſetzt werden, eben ſo wird auch an jedem 
Dienſtag und Donnerſtag Nachmittags von 3 bis 7 Uhr 
die Haupt⸗Fontaine am Fuß der Terraſſe von Sans⸗ 
ſouci ſpringen. . 8 
Das neueſte Stück der Gefeg- Sammlung bringt 
die Verordnung, enthaltend die in Folge der Verord⸗ 
nung vom 23. Februar 1843 nothwendigen Ergänz 
zungen der die Preſſe und Cenſur betreffenden 
Vorſchriften. 2 Am 
Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden 
König von Preußen ꝛc. c. Nachdem Unſer Staats⸗ 
Minifterium Uns vorgetragen hat, daß, da ein großer 
Theil derjenigen Befugniſſe, welche bis jetzt den dem 
Cenſurweſen vorgeſetzten Miniſtern zuſtanden, auf das 
nach Unſerer Verordnung vom 23. Februar d. J. zu 
errichtende Ober⸗Cenſurgericht übergegangen, daſſelbe aber 
an die ſeither von den Verwaltungs⸗Behörden ertheilten 
Vorſchriften nicht gebunden iſt, ſondern nur nach Ge⸗ 
ſetzen zu entſcheiden hat, das Bedürfniß obwaltet, meh⸗ 
reren diefer Beſtimmungen, welche ſeinen Wirkungskreis 
berühren und deren Aufrechthaltung nöthig iſt, fo weit 
es noch nicht geſchehen, Geſetzeskraft zu verleihen, fo 
wie dem Miniſter des Innern in Bezug auf die Aus⸗ 


übung mehrerer Befugniſſe, welche nach der gedachten 


Verordnung von den bisherigen Cenſur⸗Miniſtern auf 
ihn allein übergegangen find, einen geſetzlichen Anhalt 
zu geben, und daß es hierbei möglich iſt, der Geſetzge⸗ 
bung über die Preſſe durch Aufhebung oder Vereinfa⸗ 
chung vieler einzelner beengender Beſtimmungen größere 


trauensvoll erwartet werden. Das Leben aber ſtehe 
nicht in Menſchen⸗, ſondern in Gottes Hand. Wenn 
Landtagsverhandlungen leſen, ſo werden ſie ſehen und nun von einem ondern Mitglied auf die Mängel unſerer 
wie ich hoffe, ſich freuen, daß der Same, den fie aus: Verfaſſung ausführlich hingewieſen ſei, ſo müffe gerade 
geſtreut, nicht ohne Früchte geblieben iſt, und daß es die ausgeſprochene Meinung über die beſtehenden Rechts⸗ 


lich der immer feſteren Begründung eines rechtlichen Zu⸗ 
ſtandes; aus dieſen Gründen und mit Rückſicht auf die 
in Deutſchland mehrfach Statt gehabten Verwickelun⸗ 
gen, die den Mangel eines eigentlichen Bundesgerichtes 
des Servilismus aufſteckte und Zwieſpalt in das eigene 
Lager brachte. Sollten dieſe Herren vielleicht unſere 


x 


Klarheit und Sicherheit und den Schriftſtellern und 


Verlegern Erleichterung zu gewähren, verordnen Wir 5 
auf den Antrag Unſeres Staats-Miniſteriums was 


folgt: 

ESSEN 

Erlaubniß haben die Cenſoren, außer der von Uns ge: 

nehmigten Cenſur⸗Inſtruktton vom 31. Jan. 1843 und 

den künftig etwa nach dem Vorbehalt im § 13 der 

Verordnung vom 23. Febr. d. J. von Uns zu erlaſſen⸗ 

den ſpeziellen Anweiſungen, von den bis jetzt gültig ge⸗ 

„ nur noch die nachſtehenden zu be⸗ 

a ten, N ; 

1). Ankündigungen verbotener Schriften, ſo wie ſolche 

Auszüge aus dergleichen Schriften, welche dazu be⸗ 

ſtimmt ſind, eine Verbreitung des verbotenen In⸗ 

halts derſelben zu befördern, imgleichen Schriften, 
welche vom Cenſor als Nachdrücke erkannt, und 

Ankündigungen, in welchen Nachdrücke angezeigt 

werden, dürfen nicht gedruckt werden. 

Berichte und Nachrichten über Verhandlungen 

deutſcher Ständer Berfammlungen ſollen nur aus 

den öffentlichen Blättern und den zur Oeffentlich⸗ 

keit beſtimmten Akten, des betreffenden Bundesſtaats 
in Zeitungen und Zeitſchriften aufgenommen wer⸗ 

den. Die Redakteure der öffentlichen Blätter ſind 
daher ſchuldig, dem Cenſor auf ſein Verlangen 
jederztit die Quelle anzugeben, aus welcher ſie 
ſolche Berichte und Nachrichten geſchöpft haben. 

Nachrichten über den Gang der Verhandlungen der 

preußifchen ſtändiſchen Verſammlungen dürfen wäh: 

rend der Dauer der letzteren nur übereinſtimmend 
mit den von dieſen ſelbſt für die Zeitungen gefer⸗ 
tigten Landtagsberichten oder nach den von der 

Regierung veröffentlichten amtlichen Mittheilungen 

in die öffentlichen Blätter übernommen werden. 

Ebenſo ſind in dieſen Blättern Petitionen oder 

ſonſtige Schriften, welche an die Landtage gerich⸗ 

tet werden, nur infomeit zum Druck zuzulaſſen, 
als ſie durch die gedachten Landtagsberichte oder 
amtliche Mittheilungen veröffentlicht werden. 

4) Werden Zeitungsartikel zur Cenſur vorgelegt, in 
welchen Königliche Befehle oder amtliche Verfü⸗ 
gungen, Beſchlüſſe oder ſonſtige Aktenſtücke inlän⸗ 
diſcher Staatsbehörden ganz oder auszugsweiſe 
mitgetheilt werden, und hat der Cenſor Grund 
zum Zweifel über die Befugniß zur Veröffentlichung, 
ſo iſt die Druckerlaubniß erſt dann zu ertheilen, 
wenn die Genehmigung der betreffenden Behörde 

nachgewieſen worden iſt. In jedem Falle dürfen 
dergleichen Artikel in eine Zeitung nur dann auf⸗ 
genommen werden, wenn fie entweder einer andern 
inländiſchen Schrift entlehnt worden, in welchem 
Falle der Redakteur die Quelle anzugeben hat, oder 
wenn ihm der Einſender bekannt iſt. Auch iſt er 
verpflichtet, letztern dem Cenſor auf deſſen Verlan⸗ 
gen namhaft zu machen. n 
5) Daß in Folge der Cenſur Aenderungen irgend einer 


2) 


3 


Art in einer Schrift vorgenommen worden find,- 


darf im Abdruck weder durch Genfurlüden noch 
auf andere Weiſe angedeutet, noch auch beſonders 
angezeigt werden. 5 5 j 

§ 2. Schriften, welche auf Anordnung einer Staats⸗ 
Behörde im Bereich oder für den Zweck ihrer amtlichen 
Wirkſamkeit gedruckt werden, bedürfen der Genehmigung 
des Cenſors nicht. Daſſelbe gilt von ſolchen Werken 
und Druͤckſachen, welche unter der Autorität der Aka⸗ 
demie der Wiſſenſchaften und der inländiſchen Univer⸗ 
ſitäten erſcheinen. f 1 

§ 3. Militäriſche Werke und Abhandlungen dürfe 

nur dann die Druckerlaubniß erhalten, wenn ſie zuvor 
den durch die Ordre vom 24. Novbr. 1823 beſtimm⸗ 
ten Militärperſonen vorgelegt worden find und dieſe ge⸗ 
gen den Abdruck nichts erinnert haben. 

9.4. Karten des preußiſchen Staats, deren Maß⸗ 
ſtab ½ooooo oder ein noch größerer iſt, müſſen, inſofern 
ſie die Barſtellung von Feſtungen oder befeſtigten Städ⸗ 
ten enthalten, vor der Herausgabe der nach der Ordre 
vom 24. Nov. 1823 zu ernennenden Militär- Perfon 
zur Genehmigung vorgelegt werden. Pläne von inän: 
diſchen Feſtungen und ihrer Umgegend aber dürfen, ohne 
Unterſchied des Maßſtabes, nur nach eingeholter Geneh 
migung des General⸗Inſpekteurs der Feſtungen und des 
Chefs des Generalſtabes der Armee herausgegeben wer⸗ 

den. Ob die Landkarte oder der Plan für ſich allein, 
oder ob er ars Theil oder Beilage einer Schrift her. 
ausgegeben wird, macht hierbei keinen Unterſchled. Bel 
den nach Vorſtehendem der Genehmigung bedürfenden 
Karten und Plänen find folgende Regeln zu beachten: 
1) Von allen Feſfungen oder befeſtigten Städten darf 
fi) die Darſtellung des von der Befeſtigung um⸗ 
ſchloſfenen Raumes nur bis einſchließlich der in⸗ 
nerhalb des Hauptwaus längs deſſen Fußes bele⸗ 
genen Malftrafe oder — in Ermangelung einer 
ſelchen Straße — bis zum innern Wallfuße ſelbſt 
erſtrecken. 5 SEN 3 
Alle und jede Befeſtigung, fie beſtehe aus zuſam⸗ 
menhängenden Linſen oder einzelnen detachlrten Fe⸗ 
ſtungswerken, darf in keinerlei Art in die Karte 
oder den Plan aufgenommen, mithin auch nicht 


2 


Bei Ertheilung oder Verweigerung der Druck⸗ 
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verzeichnet werden. 


3) Die im Rayon der Feſtung belegenen Ortſchaften, 
Mühlen, Krüge, Gebäude und Gehöfte jeder Art, 


imgleichen die Flüſſe und Gewäſſer, die Landſtraßen, 


Wege und Brücken dürfen zwar vollſtändig in die 
Karte oder den Plan eingetragen werden, dagegen muß 
4) Alles, was die nähere Texrain⸗Beſchaffenhelt erken⸗ 


nen läßt, alfo die Einzeichnung des Terrains, die 
Bezeichnung der Höhen u. Tiefen, Wieſen, Sümpfe, 
Geſträuche und Wälder innerhalb des Flächenrau⸗ 
mes zwiſchen dem Glacis und dem Außerften drit⸗ 
ten Feſtungs- Rayon von 1800 Schritten (Regula: 
‚tiv vom 10. September 1828) aus der Karte oder 
dem Plane weggelaſſen werden. 
Alle übrigen Vorſchriften über die Cenſur der Kar: 
ten und Pläne werden hiermit aufgehoben. 

5, Iſt eine cenſurpflichtige Schrift ganz oder theil⸗ 
weiſe ohne Genehmigung der Cenſur gedruckt worden, ſo 
hat die Polizei⸗Behörde ſämmtliche zum Debit oder ſonſt 
zur Verbreitung noch vorhandenen Exemplare in Beſchlag 
zu nehmen, und ſofern nicht etwa die Vorſchrift des $ 7 
Anwendung findet, ein Exemplar der Schrift zur Cenſur 
einzureichen. Wird hierbei nachträglich die Druckerlaub⸗ 
niß ertheilt, ſo iſt die Beſchlagnahme aufzuheben und 
nur die begangene Cenſur⸗Contravention zu ahnden — 
$ 5 der Verordnung vom 23. Februar 1843. — Wird 
dagegen der Druck für unſtatthaft erklärt, jo iſt außer⸗ 
dem auch die Vernich ung der in Beſchlag genommenen 
Exemplare der Schrift zu veranlaſſen. n 

§ 6. Schriften, welche der im Art. IX. der Ver⸗ 
ordnung vom 18. Oktober 1819 gedachten Form oder 
der nach Art. XI. daſelbſt und nach der Ordre vom 19. 


Februar 1834 erforderlichen Debits⸗Erlaubniß entbehren, 
ſind überall, wo ſie zum Debit oder ſonſt zur Verbrei⸗ 
tung noch vorräthig oder öffentlich ausgelegt gefunden 


werden, polizeilich in Beſchlag zu nehmen und zu ver⸗ 
nichten. 
$ 7. Enthält eine Schrift Aeußerungen, durch welche 


ein von Amts wegen zu rügendes Verbrechen verübt wird, 


ſo iſt die Polizei⸗Behörde verpflichtet, alle zum Debit 
oder ſonſt zur Verbreitung noch vorräthigen Exemplare 
in Beſchlag zu nehmen und hiervon demjenigen inlän⸗ 
diſchen Gericht, welchem die Unterſuchung jenes Verbre⸗ 
ches zuſteht, zur weiteren Entſcheidung auch darüber, ob 
die Confiscation der Schrift erfolgen oder die Beſchlag⸗ 
nahme wieder aufgehoben werden ſoll, Anzeige zu machen. 


Iſt die Schrift im ausländiſchen Verlage erſchienen und 


keine derjenigen Perſonen, welche wegen deren Abfaſſung 
oder Verbreitung geſetzlich ſtrafbar ſind, einem inländi⸗ 
ſchen Gerichte unterworfen, ſo iſt ihre Beſchlagnahme 
dem Ober⸗Cenſurgerichte anzuzeigen, welches alsdann 


darüber zu entſcheiden hat, ob der Debit der Schrift im 
Inlande zu verbieten und die Vernichtung der in Bes 
ſchlag genommenen Exemplare anzuordnen iſt, oder ob 
die letzteren wieder freizugeben ſind. 5 


$ 8. Schriften, welche ſolche Verletzungen der Ehre 


enthalten, die geſetzlich nur auf den Antrag des Verletz⸗ 


ten geahndet werden, find nur auf Requiſition des Ge: 
richts, dem die Beſtrafung gebührt, in Beſchlag zu nehmen. 

§ 9. Die Verbreitung ſolcher Schriften, welche nicht 
nach den vorſtehenden Beſtimmungen — $$ 5 bis 8 — 
zu unterdrücken ſind, kann nur dann, wenn ihr Inhalt 
für das gemeine Wohl gefährlich iſt, und zwar durch 
ein vom Ober⸗Cenſurgerſchte angeordnetes Debits⸗Verbot, 
und, bis von demſelben hierüber erkannt in, nur einſt⸗ 
weilen durch die Polizei nach näherer Vorſchrift des 9 
7 der Verordnung vom 23. Februar 1843 verhindert 
werden. 1 & N 1 

$ 10. Dem Ermeſſen des Ober⸗Cenſurgerichts 
bleibt es überlaſſen, zu beſtimmen, ob das Debits⸗Ver⸗ 
bot ſich auf die ganze Schrift oder nur auf einzelne 
Theile, Bogen oder Blätter derſelber erſtrecken ſoll. Auch 
kann daſſelbe den Umſtänden nach bios das öffentüche 
Auslegen einer Schrift oder deren Aufnahme in Leih⸗ 
Bibliotheken, öffentliche Leſezirkel oder Leſekabinette ver⸗ 
bieten. Ein unbeſchränktes Verbot bezieht ſich zugleich 
auf alle dieſe Arten der Verbreitung. 

$ 11. Jede richterlich ausgeſprochene Confiskation 
einet Schrift, und jedes von dem Dber-Genfurgerichte 
ausgeſprochene Debits⸗Verbot iſt den betreffenden Gewerb⸗ 
treibenden durch beſondere Benachrichtigung bekannt zu 
machen. 5 
$ 12. Wird eine Sckrift inländiſchen Verlags von 
dem Ober⸗Cenſurgericht verboten oder durch gerichtliches 
Urtel die Confiskation derſelben ausgeſprochen, ſo ſind die 
zum Debit oder ſonſt zur Verbreitung noch vorhandenen 
Eremplare oder verbotenen Theile derſelben zu vernich⸗ 
ten.  Ergent gegen eine Schrift auswärtigen Verlags 
ein ſolches Verbot oder Confiskations⸗Uriel, fo hat der⸗ 
jenige, welcher im Inlande noch Exemplare zum Debit 
beſitzt, dieſen Debit unverzüglich einzuſtellen und jene 
Exemplare binnen drei Tagen ins Ausland zurückzuſen⸗ 
den. Unterläßt er Eins oder das Andere, ſo unterliegen 
die in ſeinem Beſitze vorgefundenen Exemplare der Bez 
ſchlagnahme und Vernichtung. Daſſelbe gilt von den 
ſpäterhin zur Verbreitung aus dem Auslande eingehen⸗ 
den Exemplaren. a 

$ 13. Iſt in Folge eines vom Ober⸗Cenſurgericht 
nach $ 9 erlaſſenen Dedits⸗Verbots eine mit inländlſcher 


die äußere Kontur oder der Fuß des Glacis darin] Cenſur gedeuckte Schrift ganz oder theilweife unterdrückt 


worden, ſo iſt der Staat zur Entſchädigung der Be⸗ 
theiligten verpflichtet. Der § 3 der Ordre vom 28. 
Dezember 1824 wird hienach aufgehoben. Der Staats⸗ 
kaſſe bleibt indeß der Regreß gegen nachläſſige und pflicht⸗ 
widrige Cenſoren vorbehalten. Wird eine im Inlande 
erſchſenene cenſurfreie Schrift vom Ober⸗Cenſurgericht 
verboten, ſo hat daſſelbe zugleich darüber zu erkennen, ob 
dem Betheiligten ein Anſpruch auf Entſchädigung gebühre. 
Letzteres ift nur dann anzunehmen, wenn die beſonderen 
Umſtände des Falls ergeben, daß der Betheiligte die aus 
der Schriſt dem gemeinen Wohl drohende Gefahr nicht 
vorherſehen konnte. — Die Entſcheidung über den Be⸗ 
trag der Entſchädigung ſteht den ordentlichen Gerichten 
zu. Der entgangene Gewinn iſt jedoch bei Feſtſtellung 
des Schadens nicht in Anſchlag zu bringen. 8 
$ 14. Hinſichtlich der Beſtrafung der Contraven⸗ 
tionen gegen die Cenſur⸗ und Preßgeſetze bleibt es bet 
den im Actikel XVI der Verordnung vom 18. Oktober 
1819 im § 4 und 5 der Ordre vom 6. Auguſt 1837 
und in der Ordre vom 4. Oktober 1842 enthaltenen 
Vorſchriften. Jedoch fallen künftig in Bezug auf Ge⸗ 
werbetreibende diejenigen beſonderen Strafen weg, welche 
Artikel XVI zu 5 der Verordnung vom 18. Oktober 
1819 bet zum drittenmale begangenen Contraventionen 
außer dem Verluſte des Gewerbes feſtſetzt. . 

§ 15. Die Konzeſſionen für Zeitungen find vom 
Miniſter des Innern zu erthellen. — § 8 der Verord⸗ 
nung vom 23. Februar 1843. Das durch eine 
ſoiche Konzeſſion gewährte Recht darf nur von dem 
Konzeſſionitten felbft und nur an demjenigen Orte ausgeübt 
werden, für welchen die Konzeſſion ertheilt iſt. Bei 
der Ausübung iſt derſelbe zwar befugt, zur Redaktion 
auch der Hülfe Anderer ſich zu bedienen. Er bleibt 
jedoch ftets für die Redaktion allein verantwortlich und 
iſt deshalb auch in Gemäßheit des Artikel IX der Ver⸗ 
ordnung vom 18. Oktober 1819 auf der Zeitung als 
Redakteur zu bezeichnen. Eine Ausnahme von dieſer 
letzten Regel findet nur in Bezug auf ſolche konzeſſio⸗ 
nirte Zeitungen ſtatt, bei welchen außer dem Konzeſſio⸗ 
nirten ein beſonderer Redakteur von der Behörde geneh⸗ 
migt und auf dem Blatte benannt worden iſt. Artikel 
oder Inſerate einer Zeitung, welche mit dem Namen 
des Verfaſſers unterzeichnet find, können von dieſem zur 
Cenſur vorgelegt, auch von ihm die Beſchwerden wegen 
der denſelben verweigerten Druck⸗Erlaubniß geführt wer⸗ 
den; in allen andern Fällen iſt hierzu nur der Inhaber 
der Zeitungs⸗Konzeſſion berechtigt. f Be, 

8 8 16. Beruht die Herausgabe einer Zeitung auf 

einem Privilegium ſo finden auf deſſen Inhaber dieſel⸗ 

ben Vorſchriften Anwendung, welche vorſtehend ($ 15) 

in Bezug auf den Inhaber einer Zeitungs⸗Konzeſſion 
ertheilt ſind. Eine Ausnahme von dieſer Regel tritt 

alsdann ein, wenn das Privilegium einer Perſon zu⸗ 

ſteht, die nach den Geſitzen über ihr Vermögen ſelbſt⸗ 

ſtändig zu verfügen nicht befugt iſt. In dieſem Falle 

haben diejenigen, welche zur Vertretung des Privilegir⸗ 

ten geſetzlich berufen find, einen verantwortiſchen Redak⸗ 

teur in Vorſchlag zu bringen, deſſen Beſtätigung dem 

Miniſter des Innern vorbehalten bleibt. Ein ſolcher 
Redakteur hat zwar die Folgen ſeiner Handlungen ſelbſt 
zu vertreten, doch iſt für die von ihm verwirkten Geld⸗ 
ſtrafen der Inhaber des Zeitungs⸗Privlleglums mit ſei⸗ 
nem Vermögen ſubſidiariſch verhaftet. Denjenigen, welche 
hiernach einen verantwortlichen Redakteur zu beſtellen 
haben und dieſem Erforderniß nicht oder doch nicht in 
der vorſtehend bezeichneten Weiſe genügen, iſt, dis ſie 
ſolches thun, die Herausgabe des Blattes von dem Mi⸗ 
niſterium des Innern zu unterſagen. 

9 17. In Fällen, wo geſetzlich der Verluſt der 
Koyzeſſion oder des Privilegiums zur Herausgabe einer 
Zeitung nur wegen Mißbrauchs (Art. XVII. der Ver⸗ 

ordnung vom 18. Oktober 1819 und reſp. 72ſte Einl. 
zum Allg. Landrecht) eintritt, gebührt die Entſcheidung 
dem Ober⸗Cenſurgericht (d 11 der Verordnung vom 23. 
Februar 1843). Für einen ſolchen Mißbrauch iſt es zu 
achten, wenn der Inhaber der Konzeſſion oder des Pri⸗ 
vilegtums die Cenſur umgeht oder zu umgehen ſucht, 
oder wenn fein Verfahren dem Cenſor gegenüber das 
beharrliche Beſtreben deutlich zu erkennen giebt, für ver⸗ 
brecheriſche oder ſonſt offenbar geſetzwidrige Artikel die 
Druckerlaubniß zu erreichen. Die Entziehung der Konz 
zeſſion oder des Privitegiums ſoll jedoch nicht ſchon beim 
erſten Falle eines Mißbrauchs ausgeſprochen werden, 
vielmehr in dieſem Falle nur eine ſchriftliche Warnung 
verfügt, in Wiederholungsfällen auf eine Geldbuße von 
50 bis 100 Thalern, uud ivenn dieſe Mittel fruchtlos 
geblieben ſind — alſo früheſten im dritten Falle — auf 
den Verluſt der Konzeſſion oder des Privilegiums er⸗ 
kannt werden. \ : 
$ 18. Iſt für eine privilegirte Zeitung nach 9 17 
ein verantwortlicher Redakteur beſtellt, fo hat das Ober⸗ 
Genfurgericht, ſtatt des Verluſtes des Privilegiums, auf 
Entfernung des Redakteurs zu erkennen. Ein auf dieſe 
Weiſe entfernter Redakteur darf binnen fünf Jahren bei 
der Redaktian keiner anderen inländiſchin Zeitung oder 
Zeitſcheift beſchäftigt werden. 8 
HSortſetzung in der Beilage.) 


Mit einer Beilage. 
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R { ortfegung) 3 ki; 
8 19. Da 8 im Intereſſe des Publikums liegt, 
daß in einzelnen beſonders wichtigen und dazu geeigne⸗ 
ten Fällen die in den öffentlichen Blättern unrichtig d 
getragenen Thatſachen u. Darſtellungen e Er fein 
fo. iſt der Herausgeber einer Zeitung, gleichviel 1 
Recht auf einer Konzeffion oder auf einem Privileglum 
beruht, wenn ein in die Zeitung aufgenommener Arlikel 
einer Staats⸗Behörde Anlaß giebt, eine Entgegnung a 
eine Berichtigung deſſelben zu veröffentlichen, verpflich⸗ 
tet, auf Verlangen der Behörde jene Entgegnung oder 
Berichtigung, ohne derſelben etwas hinzuzuſetzen oder 
daraus ſortzulaſſen, und zwar in das nächſte zum Druck 
gelangende Stück und in dieſelbe Abtheilung des Blat⸗ 
tes, in welcher ſich jener Artikel befand, aufzunehmen. 
9. 20. Vorſtehende Beſtimmungen — 09 15—19 
— finden auch auf Zeitſchriften Anwendung. Unter 
Zeitſchriſten werden jedoch hier nur ſolche Schriften ver⸗ 
ſtanden, welche täglich oder in anderen beſtimmten Zeit: 
räumen, die kleiner als Monatsfriſt find, blatt: oder 
heftweiſe erſcheinen und ihrem Plane nach nicht be⸗ 
ſtimmt find, ein in ſich abgeſchloſſenes Werk zu bilden. 
Für Schriften dieſer Art, welche in monatlichen oder 
noch größeren Zeiträumen erſcheinen, bedarf es fernerhin 
weder einer Konzeſſions⸗Erthellung, noch finden die ſon⸗ 
ſtigen für Zeitungen oder Zeitſchriften ertheilten Vor⸗ 
ſchrlften auf dieſelben Anwendung. OR 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unter: 
ſchrift und beigedruckten Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Sansſoucl, den 30. Juni 1843. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
ä Prinz von Preußen. 
v. Boyen. Mühler. v. Nagler. Rother. Graf 
v. Alvensleben. Eichhorn. v. Thile. v. Sa⸗ 
vigny. Freiherr v. Bülow. v. Bodelſchwingh. 
Graf zu Stolberg. Graf v. Arnim. 
= Berlin, 8. Juli. In einem Correſpondenz⸗Artikel 
aus Berlin vom 10. Juni d. J. in Nr. 158 des 
Weſtphäliſchen Merkurs wird angeführt, daß die frühere 
Staats jetzige Allgemeine Preußiſche Zeitung „von nun 
an mi niſter ell ſei und unter dem Miniſter des 
Innern ſtehe.“ Es waltet hierbei ein Irrthum ob, da 
jene Zeltung überhaupt keinem einzelnen Minifterium 
ſpeziell untergeordnet iſt. Wie nach § 8 der Verord⸗ 
nung vom 23. Februar d. J. alle Zeitungen zum 
Refſort des Miniſterlums des Innern gehören, fo 
auch das gedachte Blatt, bei welchem übrigens die Cen⸗ 
fur, hinſichtlich deren in ſeiner früheren Geſtalt aller⸗ 
dings erceptionelle Beſtimmungen ſtattfanden, nunmehr 
von dem getvöhnlichen Cenſor und nach den dafür bes 
ſtehenden allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften geübt wird. 
Schlleßlich verdient bemerkt zu werden, daß auch die 
Annahme, zu welcher der Eingangs gedachte Artikel 
Anlaß geben könnte, als gehöre ein Rath des Minifte: 
riums des Innern zu der Redaktion der Allgemeinen 
Preußiſchen Zeitung, nicht begründet iſt. f ? 
T Berlin, 8. Juli. Es iſt durch unleugbare That: 
ſachen erwieſen, daß der übermäßige Genuß des 
Branntweins, welcher ſeit einem Dezennium leider 
auch in Preußen auf eine beſorgliche Weiſe überhand 
genommen, einen großen Thell der Nation nicht allein 
phyſiſch entkräftigt, ſondern auch geiſtig entartet, und zu 
der wahrgenommennen Vermehrung der Verbrechen we⸗ 
ſentlich beigetragen hat. Von diefer Ueberzeugung durch⸗ 
drungen, ſind ſowohl die Behörden als auch einzelne 
Privatperſonen ſeit längerer Zeit darauf bedacht geweſen, 
dem bedrohlichen Uebel auf eine kräftige Weiſe entge⸗ 
genzuwirken. Man hat zu dieſem Behuf die verſchie⸗ 
denartigſten Mittel theils vorgeſchlagen, theils angewen⸗ 
det. In mehreren Städten haben ſich, durch menſchen⸗ 
freundliche Hände geleitet, Mäßigkeits⸗Vereine gebildet, 
um durch Gelübde und gutes Beiſpiel ſich und andere 
vom Genuſſe geiſtiger Getränke zurückzuhalten. Es iſt 
bekannt, daß in Dänemark und Irland, dort unter dem 
Schutze des Kronprinzen, hier unter der Leitung des 
berühmten Pater Mathew, bereits die erfreulichſten 
Reſultate auf dieſem Wege erzielt worden ſind. Wir 
dürfen hoffen, daß auch unſere vaterländiſchen Vereine 
bel einer größeren Verbreitung derſelben und bei einer 
regern Theilnahme an ihrer Wirkſamkeit mit der Zeit 
zu einem eben fo günftigen Erfolge führen werden. — 
Von Anderen iſt der Vorſchlag gemacht, die Steuer für 
den Branntwein zu erhöhen, und die Bierſteuer dage⸗ 
5 zu eimäßigen, um dort durch Steigerung, hier durch 
inderung des Preiſes die Neigung des Volkes vom 
Brannktweintrinken ab⸗ und dem Genuffe eines gefunden 
ſtärkenden Blers zuzulenken. Noch Andere endlich ha⸗ 
ben darauf hingearbeitet, der Fabrikation des Kartoffel⸗ 
Spiritus überhaupt Einhalt zu thun, die Kartoffeln da⸗ 
gegen zur Bereitung eines wohlfeilen ſchmackhaften Biers 
zu verwenden, und daſſelbe dem gemeinen Manne als 
Hauptgetränk ſtatt des Branntweins zu fubſtituiren. 
Zu dieſen letztern gehört der Gutsbeſitzer Wit genannt 


dem Antrage der Stände Fortgang zu geben. 


M 159 der Breslauer Zeitung. 


Dienſtag den 11. Juli 1848. 


v. Dörring zu Pſchow bei Ratibor, deſſen patriotiſcher 
Auf⸗ und Anruf gewiß in allen Theilen der Monarchie 
den erfreulichſten Anklang gefunden hat. Wir müſſen 
es der Prüfung und dem Urtheil Sachverſtändiger über⸗ 
laſſen, ob und wie weit alle dieſe Rathſchläge als zweck⸗ 
mäßig und ausführbar befunden werden können; wir 
wollen hier nur noch eines vierten Vorſchlages gedenken, 
der auf dem diesjährigen Provinzjal⸗Landtage der Preu⸗ 
ßiſchen Stände zur Sprache gebracht und dahin gerich⸗ 
tet iſt, den Forderungen der Schänkwirthe für 
kreditirten Branntwein den Rechtsweg zu 
verſagen, ihnen alſo die Klagbarkeit zu entziehen. — 
Es läßt ſich nicht leugnen, daß auch dieſem Antrage 
mannichfache Bedenken entgegenſtehen. Derſelbe beruht 
zunächſt auf der unrichtigen Vorausſetzung, daß der 
Branntwein nur im Uebermaße und nur von Trunken⸗ 
bolden genoſſen werde, während er doch für die große 
Zahl der mäßigen Konſumenten auch als ein Stärkungs⸗ 
mittel betrachtet werden muß, das in Ermangelung eines 
eben fo wohlfeilen und eben fo wirkſamen Surtogats 
wenigſtens für jetzt nicht ſofort zu entbehren iſt; daß 
auch dieſen der Branntwein nur gegen baare Zahlung 
verabfolgt werden ſoll, iſt jedenfalls eine Härte, die um 
ſo fühlbarer ſein wird, da ein großer Theil der niederen 
Bevölkerung ohne Kredit nicht ſubſiſtiren kann. In 
der Ausſchließung der Klagbarkeit liegt überdies eine Ab⸗ 
weichung von den allgemeinen Rechtsprinzipien, die als 
ſolche ſchon an ſich keine Begünſtigung verdient. Eben 


I fo liegt es klar am Tage, daß das Gewerbe der Brannt⸗ 
wein⸗Brenner und Schänker, und ſomit auch die fiska⸗ 


liſchen Kaſſen einen erheblichen Abbruch dadurch erleiden 
werden. Die Folgen jener Maßregel ſind mithin von 
der Art, daß dieſelbe wenigſtens auf eine unbedingte An⸗ 
erkennung keinen Anſpruch machen kann. Allein ande⸗ 
rerſeits ſind die Vortheile derſelben ſo überwiegend, daß 
es dem Intereſſe der Regierung nur entſprechen dürfte, 
Die 
Trunkliebe findet erfahrungsmäßig ihre beträchtlichſte 
Nahrung gerade in der Gewinnſucht der Schänkwirthe, 
welche ihre berauſchenden Getränke jedem ohne Unter⸗ 
ſchied verabreichen, ohne Rückſicht, ob fie ſofort Zahlung 
dafür empfangen oder nicht. Die Luſt zum Brannt⸗ 
weintrinken wird auf dieſe Weſſe überall leicht befriedigt, 
und durch den immer wiederkehrenden Reiz zur Erneue⸗ 
rung des Genuſſes ſchnell genug zur Leidenſchaft geſtei⸗ 
gert, die allmählich zu einer gänzlichen Entnervung und 
zugleich zum Bettelſtabe führt. Wird dieſem Uebelſtande 
auf eine wirkſame Weiſe geſteuert, ſo wird dadurch zu⸗ 
gleich eine der ergiebigſten Quellen der Trunkſucht ver⸗ 
nichtet. Daß Einzelne darunter leiden, iſt zwar richtig. 
Allein ſteht es einmal feſt, daß dem übermäßigen Brannt⸗ 
weintrinken auf jede nur mögliche Weife entgegengewirkt 
werden muß — und darüber herrſcht nur eine Stimme 
— ſo läßt es ſich auch nicht mißbilligen, wenn zur Er⸗ 
reichung dieſes Zweckes ſolche Mittel angewendet werden, 
welche für einzelne Klaſſen der Bevölkerung gerade nicht 
erfteulich ſind. Eben ſo iſt zwar nicht zu verkennen, 
daß jener Vorſchlag auch in juridiſcher Beziehung als 
eine Anomalie erſcheint; allein als ſolche würde ſie we⸗ 
nigſtens vereinzelt daſtehen, indem ſich eine gleiche Be⸗ 
ſtimmung auch bei den Spielſchulden findet, die bekannt⸗ 
lich ebenfalls nicht eingeklagt werden können, und ein 
noch ſtärkerer Anhalt ſich in der für das Großherzogthum 
Poſen geltenden Verordnung vom 1. Juni 1833 dar⸗ 
bietet, in welcher bereits ausdrücklich beſtimmt worden 
iſt, daß Forderungen nicht naturaliſirter Juden für den 
Verkauf berauſchender Getränke keine rechtliche Gültig⸗ 
keit haben ſollen. Was endlich der Staat, ſo wie die 
Brenner und Schänker durch den verminderten Abſatz 
des Branntweins verlieren, das wird auf der anderen 
Seite durch Beförderung der Sittlichkeit in den niedern 
Klaſſen des Volks, durch die bürgerliche und geiſtige 
Wiedererhebung deſſelben, und durch die vorausſichtliche 
Verminderung der Verbrechen zehnfach gewonnen. — 
Wir können daher im Intereſſe der Nation nur wünſchen, 
daß dem Vorſchlage der Stände die Genehmigung des 
Gouvernements zu Theil werden möge. Freilich wird 
das Uebel ſelbſt dadurch nicht ausgerottet. Es dürfte 
ſogar auf andere Weiſe, namentlich durch Erziehung und 
Unterricht in Kirchen und Schulen, durch ſtrengere po⸗ 


lizeiliche Braufſichtigung der Schänkwirthe und durch 


Beſchränkung der Schankſtätten auf das nothwendigſte 
Bedürfniß, insbeſondere aber durch Lehre und gutes Vor⸗ 
bild der Meiſter und Dienſtherrn noch erfolgreicher für 
den beabſichtigten Zweck gewirkt werden können. Allein 
wenn die Erfahrung gelehrt hat, daß jedes dieſer ver⸗ 
ſchiedenen Mittel an ſich und in ſeiner Vereinzelung in 
keiner Weiſe hinreicht, dem einbrechenden Uebel einen 
kräftigen Damm entgegenzuſtellen, ſo kann nur durch 
das Zuſammenwirken aller dieſer Momente jener gei⸗ 
ſtigen und phyſiſchen Ernſedrigung geſteuert werden, wel⸗ 
cher die Nation bei dem ſtelgenden Geauſſe berauſchen⸗ 
der Getränke mit ſchnellen Schritten entgegengeht. 


* Berlin, 8. Juli. Die K. 
ſenſchaften hielt am vorigen Donnerſtage zur Fei ; 
Leibnieſchen Jahrestages eine Öffentliche ee 
ſelbe wurde beſonders anziehend durch eine Rede des 
Herrn v. Raumer über die Aufnahme Diderots in die 
Akademle. Der Redner ſprach mit der an ihm bekann⸗ 


Akademie der Wiſ⸗ 


ten und geachteten Freimüthigkelt; namentlich war es 
die Theologie, gegen welche er diesmal ſeine Waffen 
richtete. Folgendes Gleichniß iſt uns als beſonders präg⸗ 
nant im Gedächtniß geblieben. Es befindet ſich Jemand 
— lautete ungefähr die Rede — in einem dichten dun⸗ 
keln Walde, aus welchem er, alles Suchens und Stre⸗ 
bens ungeachtet, nicht im Stande iſt, einen Ausweg zu 


erringen. In der Hand hält er ein trübes Lämpchen, 


mit welchem er kümmerlich umhertappt. Plötzlich tritt 


Jemand zu ihm und ſpricht: „Willſt Du Dich aus die⸗ 


ſem Walde herauswinden, Jo mußt Du vor allem Deine 


Lampe auslöſchen!“ Dieſer Jemand war ein Theologe. 

— Das trübe, naßkalte Wetter iſt plötzlich in eine 
glühende Hitze umgeſchlagen; das Thermometer ſtieg be⸗ 
reits auf 25 Grad. 


Krankheiten werden die unausbleib⸗ 
lichen Folgen dieſer Metamorphoſen ſein; namentlich ſind 


es die Blattern, die hier wieder mehrfach um ſich grei⸗ 


fen, doch ſollen fie nicht eigentlich bösartig auftreten, 
Geſtern hatten wir ein heftiges Gewitter und in Folge 
deſſen langen und ſo heftigen Regen, daß mehrere Stra⸗ 
ßen in der Friedrichsſtadt durch Ueberſchwemmung für 
Fußgänger eine Zeit geſperrt waren. Ein Mädchen iſt 
dabei durch einen Blitzſtrahl innerhalb der Stadt getöd⸗ 
tet worden. Heute iſt der Himmel wieder klar und die 
Hitze völlig die vorherige, obwohl die Gewitter in der 
letzten Woche beſtändig mehrere Tage rauhes und naſſes 
Wetter zur Folge hatten. — Die Art und Weiſe, mit 
welcher die Spenerſche Zeitung plötzlich zur Oppo⸗ 
ſition übergegangen iſt, macht hier viel von ſich reden, 
Der Beſitzer derſelben hatte erſichtlich lange darnach ge⸗ 
ſtrebt, eine Art von Regſerungsorgan aus ſeinem Blatte 
geſchaffen zu ſehen. Deshalb gab er die Berichtigungs⸗ 
Artikel, namentlich wenn ſie eine tendenziöſe Farbe hat⸗ 
ten, ſtets als leitende, und ſchrleb Überhaupt nur in ei⸗ 
nem Sinne, der ihm gouvernemental zu fein. fehlen, 
wenn er gleich durch die dabei herausgekehrten Taktloſig⸗ 
keiten der Regierung oft mehr geſchadet, als genützt haben 
mag. Ja es ging die Sache fo weit, daß die Setzer der 
Spenerſchen Druckerei ſich ſelbſt als im Dienſte der Re⸗ 
gierung betrachteten und damit gegen die Setzer der Voß'⸗ 
ſchen Druckerei gar groß thaten. Seitdem nun die All⸗ 
gemeine Preußſſche Zeitung aufgetreten iſt, hat die Spe⸗ 
nerſche Zeitung ihre Hoffnungen und Wänſche zerfallen 
geſehen. Jetzt macht ſie geſchwind linksum, giebt ein 
paar Artikel von „neutraler Preſſe“, worin ſie den Un⸗ 
terſchled einer Regierungs- und Oppofitiong= Preffe von 
ſich ſelbſt abweiſt und einem unparteliſchen Liberalismus 
— wenn man ſich dabei etwas denken kann — huldigt. 
Hiermit iſt indeß bloß die Brücke geſchlagen, und nun 
zerfällt jene Zeitung, die ſonſt alle Regierungsmaßregeln 
blindlings lobte, in eine ſo flache Dppofitionsmacherei, 
daß es eine wahre politiſche und literariſche Miſere iſt. 
Die Berichtigungsartikel find nach hinten im Blatt ver⸗ 
wieſen, mit einem Stern markirt und die Setzer ſollen 
nicht mehr renommiren. — Das nennt man geſin⸗ 
nungsvolle Oppoſition und damit will man ge⸗ 
genüber einer intelligenten und weiſen Regierung einer⸗ 
ſeits, einer gebitdsten und patriotiſchen Nation anderer⸗ 
ſeits, Effekt machen! Freilich, man muß wohl ſchwei⸗ 
gen, wenn die engliſche Preſſe auftritt und uns Alle 
politiſche Ignoranten nennt. BEER 
Berlin, 8. Juli. Ihre Majeſtäten verweilten 
geſtern in unſerer Hauptſtadt, geruhten zum Diner meh⸗ 
rere hohe Staatsbeamte zu ziehen und Abends die Dar⸗ 
ſtellung der Spohrſchen Oper „Fauſt“ mit ihrer Ges 
genwart zu beehren, worauf ſich Höchſtdieſelben nach 
dem Luſtſchloſſe Sansſouci zurück begaben. — Die hier 
anweſende Deputation des kuſſiſchen Grenadier⸗Regk⸗ 
ments, deſſen Chef der König iſt, ſoll bereits von Sr. 
Maj. reiche Geſchenke und Orden erhalten haben. — 
Der Beamte, welcher jüngſt eine Veruntreuung an der 
ihm anvertrauten Geldkaſſe des königl. Leihhauſes bes 
gangen, iſt in einem wenig beſuchten Gaſthauſe, wo er 
ſich einige Tage lang verſteckt hatte, aufgefunden und 
feſtgenommen worden. — Durch die Bemühungen der 
Herren Meyerbeer, Lißt, Thalberg, Berlioz, Halevy, 
Schleſinger, Baron Taplor u. a. m. iſt ein allgemei⸗ 
ner Muſikerverein ins Leben getreten. Er bezweckt, 
nothleidende Muſiker zu unterftügen, Der Sitz der Ge⸗ 
ſellſchaft iſt vorläufig in Paxis. Jeder Künſtler oder 
Dilettant kann durch einen jährlichen Beitrag von min⸗ 
deſtens 1½ Rtlr. Mitglied werden. Viele hieſige 
Künſtler und Muſikfreunde ſind dem Vereine berelts 


mit namhaften Summen beigetreten. Das Geſellſchafts⸗ 


kapital iſt auch ſchon durch außerordentliche Schenkun⸗ 
gen bedeutend angewachſen. So hat Fe. Lißt erſt vor 
Kurzem 1000 Fr, und Meyerbeer ebenfalls eine an⸗ 


1 


ſehnliche Summe eingefanbt. Es iſt zu wünschen, daß 


dieſer wohlthätige Verein eine allgemeine Theilnahme 


finde. 
Es ward in dieſen Tagen von Heren W. Braun 


aus Berlin, auf dem Platze des hieſigen Bahnhofes der 


Berlin⸗Stettiner Eiſenbahn, ein Verſuch gemacht, die 
Schwellen und andere Holzſtücke zu präpariren, um ſie 


vor frühzeitiger Verweſung zu ſchützen. — In der That 


— 


ein ſehr wichtiger Gegenſtand, der allgemeine Aufmerk⸗ 
ſamkeit verdient, da fo große Eiſenbahn⸗ Unternehmen 
vorliegen. Man wird gewiß mit Vergnügen zu einem 
Mittel ſeine Zuflucht nehmen, was alle bisherige Sur⸗ 
rogate in dieſer Beziehung verdrängt und nach den be⸗ 
reits gemachten Erfahrungen — wie z. B. bei der 
Berlin⸗Potsdamer Bahn, welche erſt 4 Jahre im Be⸗ 
triebe, aber ſchon ein großer Theil der Querſchwellen, 
welche durch Verweſung unbrauchbar geworden, durch 
neue ergänzt werden mußten — dem Herrn Braun 
mit großem Intereſſe entgegen kommen. Die Mani⸗ 
pulation iſt einfach, die Koſten ſtellen ſich außerordent⸗ 
lich billig heraus, und nach dem von Hin, W. Braun 
hier gemachten Verſuche iſt die Zweckmäßigkeit ſeines 
Verfahrens nicht in Abrede zu ſtellen, und es läßt ſich 
zuverſichtlich auf eine längere Dauer des Holzes ſchlie⸗ 
fen. Es möge dem Herrn Braun gelingen, durch feine 
beſchsidenen Anſprüche ſich einen großen Wirkungskreis 
zu verſchaffen und das gute Werk zum Vortheile fo 
vieler Intereſſenten thätig fortzuſetzen. (Börſen⸗N.) 
Die Freimaurer haben, wie immer, den Johan⸗ 
nistag auch hier feierlich begangen. Der Prinz von 
Preußen hatte ſich am Vorabend bald nach ſeiner Rück⸗ 
kehr von Muskau und Frankfurt a. d. O. gegen 2 Uhr 
in die Loge Royal York begeben. Hier waren gegen 
250 Mitglieder des Ordens zur Tafelloge vereinigt. 


Der Prinz ſprach zweimal ſehr ſinnig und gemüthlich 


und ſchied erſt nach 8 Uhr aus der Verſammlung. Noch 
zahlreicher war die Geſellſchaft an dieſem Tage in der 
großen National⸗Mutterloge zu den drei Weltkugeln und 
in der großen Landesloge von Deutſchland. In der 
letztern war auch der Großmeiſter Graf Henkel von 
Donnersmark, aus Deſſau angelangt, gegenwärtig. 


\ (Trierſche Z.) 


Das Cenſor⸗Amt iſt hier ſehr einträglich, da nach 
elner beſonderen Beſtimmung für jede einzelne An⸗ 
zeige in Zeitungen oder im Intelligenzblatt ein Cenſur⸗ 
groſchen entrichtet werden muß, was jährlich viele Tau⸗ 
ſend Groſchen für den Cenſor liefert. Der Regierungs⸗ 
Rath Heſſe hat freilich erſt jüngſt in feinem Buche Über 
das Cenſurweſen dargethan, daß dieſe alſo erhobene Ab⸗ 
gabe ungeſetzlich ſei. Er forderte gleichſam dazu auf, 
ſich dieſer Cenſurſchröpfung zu widerſetzen und klagbar 
zu werden, wo jedenfalls die Gerſchtshöfe zur Hülfe 
kommen würden. Eines Groſchens wegen klagt aber 
ſo leicht Niemand, das Princip kümmert kaum Einzelne, 
und da das Intelligenz⸗Comptoir die Cenſurgebühren 


gleich mit den übrigen Inſertionskoſten zuſammen erhebt, 


fo wiſſen die Allerwenigften, daß ſie die Cenſur ihrer 
gleichgültigen Anzeigen bezahlen müſſen. Die Cenſur 
der theologiſchen, philoſophiſchen und aller ſtreng wiſſen⸗ 


ſchaftlichen Schriften iſt einem jungen Kammergerichts⸗ 


Aſſeſſor, Liſchke, die der medieiniſchen und belletriſtl⸗ 


ſchen Werke einem andern Kammergerichts⸗Aſſeſſor, dem 
Grafen Flemming, übertragen. 


Die meiſten dieſer 
Werke ſind jedoch wohl über zwanzig Bogen ſtark, folg⸗ 
lich der Cenſur nicht unterworfen, und nach und nach 
beginnen unſere Buchdruckereien, ohne Cenſur zu drucken, 
wo fie irgend, bei dem milderen Geifte, welcher in Be⸗ 
treff des Verwerflichen und zu Verbietenden herrſcht, 
vorausſetzen dürfen, nicht auf Schwierigkeiten der Ver⸗ 
breitung zu ſtoßen. 


zu denen gezählt werden ſollen, welche der Conceſſion 


bedürfen, ſcheint ſich nicht zu beſtätigen. (Vergl. oben 
die Cenſur⸗Verordnungen.) Bis jetzt wenigſtens weiß 
man hier nichts davon; gewiß aber wäre es zu wün⸗ 
ſchen, wenn der Staat darin zu der Anſicht früherer 
Zeit zurlickkehrte, daß der Ertheilung von Conceſſionen 
überhaupt nicht die Schwierigkeiten entgegengeſetzt wür⸗ 
den, welche ſich jetzt jeder neuen journaliſtiſchen Erſchei⸗ 
nung bieten. Man fordert Garantien, nicht allein der 
guten Geſinnung, ſondern auch Examina. Und worin 
beſtehen dieſe? Man fühlt dem zukünftigen Redakteur 
auf den Zahn, wie es mit feiner Claffichtät fteht, ob er 
den Cicero wohl ſtudirt und den Homer in der Taſche 


geführt: daran will man erkennen, ob Jemand ein tüch⸗ 


tiger Journaliſt ſei oder nicht! Natürlich thut die Ge⸗ 
ſinnung das Beſte; aber bei dem Grundſatze, die Ta⸗ 
gesblätter gewiſſe Gränzen nicht überſchreiten zu laſſen, 
bleibt es bei der allerbeſten Geſinnung und einer enor⸗ 


men Latinität dennoch ungemein ſchwer, eine Conceſſion 


zu erhalten. Dieſer Grundſatz ſcheint bis jetzt ſehr feſt ge⸗ 
halten zu werden. Der bisherige ged. des „Danziger Dampf⸗ 
boots“ z. B., der Dr. Lasker, ein Mann von äußerſt 
guter Geſinnung, bewarb ſich vergebens um die Con⸗ 
ceſſion zu einem belletriſtiſchen Tageblgtte. Man gab 
ihm jedoch den Rath, den alten „Freimüthigen“ wieder 
aufleben zu laſſen, der, einſt von Kotzebue, Merk und 
Anderen redigirt, ſeine glänzende Zeit erlebte, jetzt aber 
ſeit drei Jahren gänzlich entſchlafen iſt. 
weniger dauert die Conceſſion auch noch nach dieſem 
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vermögen. 
redung über die Frage, ob die in der Bill vorgeſchrie⸗ 


Daß Monatsfchriften nicht mehr 


Nichts deſto 
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Tode fort. Der „Freſmlithige“ wird wieder erſcheinen 


zum Heil der Wittwe Kühn, die dies Erbſtück von ih⸗ 
rem ſeligen Gatten überkommen, und ſomit iſt dem 
Dr. Lasker auch geholfen. Es ſcheint daher, daß 
man eine gewiſſe nicht zu überſchreitende Zahl von 
Journalen als Norm angenommen hat; wenn man 
aber die Erfolge betrachtet, welche dies Syſtem der Be⸗ 
ſchränkung journaliſtiſcher Freiheit in der Zeit ſeines 
Beſtehens gebracht, ſo kann man wohl keineswegs mit 
der Richtigkeit deſſelben übereinſtimmen. (Köln. 3.) 


Großbritannien. 
London, 4. Juli. Das Unterhaus ſetzte geſtern 


in der Comité die Berathung über die iriſche Arms⸗ 


Bill fort. Eine Bemerkung Lord John Rufſells 
über den etwas ärgerlichen Ton, der von der miniſteriel⸗ 
len Seite bei der Diskuſſion über dieſe Bill am vori⸗ 
gen Freitage kundgegeben worden war, veranlaßte Sir 
Robert Peel, ſich über die Hartnäckigkeit der Oppoſi⸗ 
tion zu beklagen, welche es verurſacht habe, daß man 
nach acht oder neun dieſer Bill gewidmeten Sitzungen 
noch nicht weiter als bis zur 9. Clauſel (die ganze Bill 
hat deren 72) habe gelangen können. Einer der Haupt⸗ 
opponenten, ein iriſches Mitglied, Lord Clements, erklärte 
darauf, daß er, ſo lange er es auf verfaſſungsmäßige 
Weiſe thun könne, der Bill jeden möglichen Widerſtand 
entgegenſetzen werde, ſollte er dadurch die Annahme der 
Bill auch nur um eine Stunde, eine Minute verzögern; 
denn er ſei der Ueberzeugung, daß jeder ſo gewonnene 
Moment die Freiheit Irlands um eben ſo viel verlän⸗ 
gere, und daß man wenigſtens in Irland ſelbſt ſeinem 
Beſtreben die Anerkennung nicht verſagen werde. Uebri⸗ 
gens werde gewiß dereinſt Niemand mehr als die Mi⸗ 
niſter ſelbſt bedauern, daß ſie eine ſolche, die Freiheits⸗ 
rechte beſchränkende Bill eingebracht haben; denn es 
laſſe ſich vorausſehen, daß dieſelbe einen Geiſt der Un⸗ 
zufriedenheit mit den von dem engliſchen Parlamente 
ausgehenden Geſetzen in Irland erwecken werde, den 
keine ſpäteren verſöhnlichen Maßregeln zu unterdrücken 
Es entſpann ſich darauf eine längere Unter⸗ 


bene Stempelung der Waffen, auf welche ſich die vor⸗ 
liegende Clauſel bezieht, denſelben ſchaden könne, und ob 
auch die Waffen geſtempelt werden ſollen, welche Offi⸗ 
zieren im britiſchen Dienſte gehören, gegen welches Letz⸗ 
tere beſonders Sir Charles Napier lebhaft proteſtirte. 
Endlich wurde die Clauſel mit 128 gegen 69 Stimmen 
angenommen. Die drei folgenden Clauſeln, welche ſich 
auf die Art der Einregiſtrirung der Waffen beziehen, 
wurde nun, nachdem mehrere Amendements theils an⸗ 
genommen, theils verworfen worden waren, genehmigt 
und darauf die Debatte vertagt. a 

Aus Irland wird nichts Neues von beſonderem 
Belang gemeldet, außer, daß O'Connell die Abſicht ha⸗ 
ben ſoll, eine große Repealdemonſtration in Dublin 
ſelbſt vorzunehmen, die das Miniſterium ſo ſehr in Be⸗ 
ſorgniß geſetzt zu haben ſcheint, daß dem Vernehmen 
nach in einem geſtern gehaltenen Kabinetskonſeil beſchloſ⸗ 
fen worden iſt, dem Lord-Lieutenant von Irland den 
Befehl zu geben, daß er ſie verhindere. 

Wiewohl die von dem „Standard“ gegebene Nach⸗ 
richt, daß das 4. Dragonerregiment von den Rebec⸗ 
caiten nach lebhaftem Gefechte aus Neweaſtle (Emlyn) 
vertrieben worden ſei, ſich als unbegründet erweiſt, fo 
ergeben doch die neueſten Berichte aus Wales, daß die 
militäriſchen Vorkehrungen bis jetzt noch nicht geeignet 
geweſen ſind, dem von der erwähnten Bande verübten 
Unfuge zu ſteuern. In Cardiganſhire vergeht faſt keine 
Nacht, daß nicht ein Schlagbaum niedergeriſſen wird 
und die Behörden find noch nirgends im Stande ge: 
weſen, der Thäter habhaft zu werden. Man hat jetzt 
angefangen, ſogar die Schiffszimmerleute auf den Kriegs: 
werften zu Pembroke zu bewaffnen und dle berittene 
Miliz iſt aller Orten aufgeboten. Dieſe Vorkehrungen 
ſcheinen wenigſtens den von der Rebecca verheißenen Be⸗ 
ſuch in Narberth verhindert zu haben. 

Der Mäßigkeitsapoſtel, Pater Mathew, reiſt jetzt 
in England. Er will zuerſt nach Pork gehen und ſich 
von dort über Leeds und Mancheſter nach London be⸗ 
geben. — Am J. d. M. iſt in Neweaſtle on Tyne in 
dem Holzlager der HH. Todd und Comp. eine Feuers: 
brunſt ausgebrochen, welche in kurzer Zeit das ganze, 
einen halben Morgen Raum einnehmende Lager und 
etwa 14 angränzende Wohnhäuſer verzehrte. 

Der König von Hannover iſt am vorigen Frei⸗ 
tag auf einer ſteinernen Treppe im Schloſſe zu Kew ge⸗ 
fallen und hat ſich den Arm und die Hüfte, jedoch wie 
es ſcheint, nur ſehr unbedeutend verletzt. Der König 
begab ſich alsbald nach London und befindet ſich nach 
den heute eingegangenen Erkundigungen beſſer, wiewohl 
er die letzte Nacht ziemlich ſchlaflos zugebracht hat. — 


Oberſtlieutenant Faweett vom 55. Infanterleregiment, 
der erſt vor wenigen Tagen aus China, wo er ſich ſehr 


ausgezeichnet hatte, zurlickgekehrt war, iſt am vorigen 
Sonnabend in einem Duell von ſeinem Schwager, einem 


Lieutenant Munroe, erſchoſſen worden. Dle Urſache des 


Streites ſollen Vermögensverhältniſſe geweſen fein, 
Frankreich: 


Paris, 4. Juli. Es iſt jetzt nicht mehr zweifelhaft, 
daß, obſchon der Name Chriſtinens noch bei keinem der 


weniger geſichert iſt, kommen. 


Pronuticlamentos in Spanien ausgeſprochen worden, bie 
Exregentin viele Anhänger unter den Inſurgenten zählt 
und von den Ereigniſſen, die im Gange ſind, guten 
Erfolg für ihre Sache erwartet. Man weiß jetzt, daß 
Herr Lopez in direkter Correſpondenz mit der Königin 
Chriſtine ſteht, und daß Eſpartero die miniſterielle Com⸗ 
bination, an deren Spitze jener ſtand, nur zurückwies, 
weil er ſie als eine offene Verſchwörung gegen ſeine Re⸗ 
gentſchaft betrachtete. Der Kriegsminiſter im Kabinet 
Lopez, General Serrano, der ſich jetzt in Barcelong 
befindet, hatte vor feiner letzthinnigen Abreife aus Frank⸗ 
reich vielfache Conferenzen mit den Hauptagenten der 
Eyregenlin und insbeſondere mit dem General Narvaez 
gehabt. Es wurde, wie man verſichert, ein vollſtändi⸗ 
ger Plan über die Leitung, die der Inſutrektion geges 
ben werden ſolle, entworfen; man kam überein, daß der 
Name Chriſtinens erſt in dem Augenblicke, wann die 
Sache der Inſurgenten des Sieges vollkommen gewiß 
ſei, ausgeſprochen werden ſolle; dann aber ſolle ſich die 
Königin Mutter ſelbſt nach Spanien zurückbegeben und 
einen Umzug durch ſämmtliche Provinzen halten, die ſich 
gegen den Regenten pronuncirt haben. Es heißt, meh⸗ 
rere ſpaniſche Notabilitäten hätten die Plane Chriſtinens 
zu begünſtigen und zu unterſtützen nur unter der Be⸗ 
dingung eingewilligt, daß die Königin Exregentin nach 
ihrer Rückkehr nach Spanien ſich mit einem von den 
Cortes ernannten Regentſchaftsrathe umgeben werde. — 
Die Zahl der in Paris vefidivenden Spanier, die in den 


beiden letzten Wochen nach der ſpaniſchen Gränze abge⸗ 


reiſt find, beläuft fi wohl auf mehr, als hundert. — 


Herr von Montbel, einer der Miniſter, welche dem 


König Carl X. zu den Julfordonnanzen gerathen haben, 
iſt in Toulouſe angekommen und wird hier erwartet. 
Heute iſt hier das Gerücht verbreitet, Eſparte ro, 
nachdem er vernommen, daß ſich der größte Theil der 
Provinzen gegen ihn erkläre, habe eine rückgängige 
Bewegung in der Nichtung nach Madrid gemacht, 
um ſich der Perſon der Königin Iſabella II. zu ver⸗ 
ſichern, er werde den Sitz ſeiner Regierung nach 
Badajoz, an der portugieſiſchen Gränze, verlegen, 


Spanien. 


Barcelona, 29. Juni. (Abends.). Die Junta 
hat den Brigardier Caſtro zum Marechal de 
Camp der National⸗Armee und den Obriſten Prim 
zum Brigadier ernannt. — Prim iſt mit dem unter 
ſeinem Commando ſtehenden Corps zu Grenaria einge⸗ 
troffen und hat alle wichtige Poſitionen beſetzt; Zurband 
hat ſich nach Torrega geworfen. Einige Briefe bes 
haupten, er habe, als er zu Seoane ſtieß, nur noch 
etwa 12 bis 1500 Mann bei ſich gehabt, die übri⸗ 
gen Truppen hätten ihn auf feinem Rückzuge ſämmtlich 
verlaſſen, um ſich den Inſurgenten anzuſchließen. Diefe 


Angabe ſcheint aber jedenfalls ſehr übertrieben zu fein. 


Die oberſte Junta hat geſtern folgendes Dekret erlaſſen: 
„Art. 1. Das Miniſterium Lopez iſt wieder eingeſetzt. 
Bis die Mitglieder des Cabinets zuſammenkommen, iſt 
General Serrano mit ſämmtlichen Miniſterien 
beauftragt. — Art. 2. Dieſes Miniſterium wird als 
proviſoriſche Regierung betrachtet, bis alle Provinzial⸗ 
junten der Monarchie, eine jede durch zwei Abgeſandte 
vertreten, zu einer Centraljunta vereinigt ſind und ihre 
Zuſtimmung ausgeſprochen haben.“ — Die Junta hat in 
Uebereinſtimmung mit dem General Serrano die Ab⸗ 
ſetzung Eſpartero's von der Negentſchaft ausge⸗ 
ſprochen und ſämmtliche Spauier ihres Eides 
gegen denſelben entbunden. Gonzales Bravo iſt 
von der Junta am Bord des „Mercurio“ abgeſchickt 
worden, um die übrigen Mitglieder des Miniſteriums 
Lopez (von Valencia?) abzuholen. Der Sitz der pro⸗ 
viſoriſchen Centralregierung ſoll nach Barcelona 
und nicht nach Valencia, deſſen Lage im Augenblick 
Der Brigardier Ignatz 
Chacon ift zu einem der Anführer der Operationsarmee 
ernannt worden. Er geht noch dieſen Abend auf ſei⸗ 
nen Poſten ab. Der Marechal de Camp Caſtro hat 
die cataloniſche Armee in drei Brigaden getheilt. Die 
erſte wird von Prim, die zweſte von Don Franzisco 
de Matas y Alos, die dritte don dem Obriſten Don 
Ramon Angles befehligt. Die Cavalerie ſoll je nach 
den Umſtänden repartirt werden. ; 

Ein Schreiben aus Fos, im Aranthale, vom 
30. Juni, theilt als Gerücht mit, Zurbano ſei von 
dem Obriſten Prim wollſtändig geſchlagen worden, 
2000 Mann ſeien zu dieſen letzteren übergegangen. 
Irun und ſämmtliche Ortſchaften in der Umgegend 
haben ſich inſurgirt. Auch dort erging alsbald ein 
Aufruf zur Erhebung ln Maſſe. In der Nacht vom 
28. auf den 29. Juni find die Generale Jaureguy 


(el Paſtor) Iriarte und Leopold O' Donell aus Frank⸗ 


reich nach Spanien zurückgekehrt. G. J) 

( (Telegraphiſche Depeſchen.) I. Bayonne, 
3. Juli. Die Madrider Poſt iſt ausgeblieben. Nach 
den auf außerordentlichem Wege eingetroffenen Berſch⸗ 
ten aus Madrid vom 1. Juli Abends war dieſe Stadt 
ruhig. Der Regent war am 28. zu Albacete. — In 
Andaluſien wird die Erhebung allgemein. General 
Carratala hat Cadix und die Provinz in Belagerungs⸗ 
zuſtand erklärt. Nichts Neues an der Gränze, ; 


HI. Barcelona, 1. Jull. Der Gouverneur von 
Montjouy, von dem General Serrano zur Ueber⸗ 
gabe aufgefordert, hat verlangt, zwei Offiziere zu 
Sevane ſchicken zu dürfen, um ſich von der Wahr⸗ 

eit der Pronunciamentos zu überzeugen. Dies 
iſt ihm bewilligt worden. a 
nach dem Hauptquartiere Caſtro's, zu Cervera, 
abgegangen. i 


Lokales und Provinzielles. 

Breslau, 10. Juli. In der heutigen Stadt⸗ 
verordneten⸗Verſammlung, in welcher das neue Vorſte⸗ 
her⸗Amt ſich conſtituirte, fiel die Wahl auf folgende 
Mitglieder derſelben; Herr Kaufmann Klocke wurde 
zum Vorſteher; Herr Maurermeiſter Tſchoke zum 
Stellvertreter deſſelben; Herr Kaufmann Rahner zum 
Protokollführer und Herr Buchhändler Aderholz zu 


deſſen Stellvertreter ernannt. 


In Sachen der ächt orientaliſchen 
Mheumatismus⸗Amulette. 


Die geſtrige Nummer der Breslauer Zeitung enthält 
unter der Ueberſchrift „Rheumatismus- Amulette“, 
welcher das beſchwichtigende „Eingeſandt“ von der Re⸗ 
daction angehängt worden iſt, eine Entdeckung, die nur 
das eine Uebel an ſich hat, eigentlich nichts entdeckt zu 
haben. Hr. Rz hat nach „hö ch ſt ſorgfältiger 
Unterſuchung ein zuſammengeklebtes franzöſiſches Kar⸗ 
tenblatt“ gefunden und quält ſich nun mit der Frage, 
obwohl die Pique⸗Dame oder das Kartenblatt ſelbſt der 
anziehende Magnet ſein möge. Gut! Was beweiſt aber 
dieſe Entdeckung? Nichts mehr und nichts weniger, als 
daß Herr K. z bei Herrn Eduard Groß ein (wie 
jeden Augenblick bewieſen werden kann) hier fabricirtes, 


ſogenanntes orientaliſches Rheumatismus⸗Amulett ge⸗ 


kauft und von dieſem einen auf ſämmtliche ächt orien⸗ 
taliſche Rheumatismus⸗ Amulette geſchloſſen hat. Hr. 
Kunz würde feine Entdeckung ſehr beſchränkt haben, 
wenn er ſich die Mühe hätte geben wollen, auch die 
meinigen zu unterſuchen! Das Ergebniß dieſer 
Unterſuchung würde weder die Pique⸗Dame, noch ein 
franzöſiſches Kartenblatt als Anziehungsmagnet, ſondern 
wahrſcheinlich ein Drittes gezeigt haben, deſſen Ent⸗ 
räthſelung Hrn. K. „'s medizinſſchem Dilettantismus 
wohl etwas ſchwer fallen dürfte. Denn ſeine Unterſu⸗ 
chungsmethode ſcheint von der Art zu ſein, daß ſie viel⸗ 
leicht aus der Beſchaffenheit der Medizin fla ſche auf 


General Serrano iſt 


Me 


die Medizin ſelbſt fließt. In meinem Intereſſe alſo 


ee 


erkläre ich hiermit öffentlich, daß die von mir unmittel⸗ 


bar aus der erſten Hand bezogenen Amulette weder nach⸗ 
gemacht, noch irgendwie verfälſcht, ſondern mir von dem 
betreffenden Handlungshauſe ächt zugeſchickt worden ſind 
und alle die Eigenſchaften beſitzen, durch welche fie ſich 
einen fo großen Ruf durch ganz Europa erworben ha⸗ 
ben. Wenn daher Hr. Ed. Groß in Nr. 150 der 
Zeitung ſich den alleinigen Beſitz der von ihm ver⸗ 
kauften Amulette vindieirt, fo mag er in einer gewiſ⸗ 
ſen Beziehung allerdings Recht haben; jedoch glaube 
ich auf Anforderung durch die mir zugegangenen Briefe 
der Eigenthümerin ⸗Firma beweiſen zu können, daß 
mir die Amulette wirklich zugeſchickt und nicht erſt 
hier von irgend Jemandem verfertigt worden ſind. Die 
Sache ſelbſt als auch der Name des mit mir in Ver⸗ 
bindung ſtehenden Handlungshauſes verpflichtet mich zu 
dieſer Erklärung, welcher ich nur noch die Bitte hinzu⸗ 
füge, daß ſich das geehrte Publikum durch den Gebrauch 
ſelbſt überzeugen möge, wie ſehr ſich die von mir an⸗ 
gekündigten Rheumatismus⸗Amulette von denen des Hrn. 


Ed. Groß, die allerdings ächt Breslauiſch, aber 


nicht ächt orientaliſch fein mögen, unterfcheiden ! 
Carl Steulmann. 


* Salzbrunn, 8. Juli. Klagen über das Wetter 
der vergangenen Tage hörte man überall, ſie ſollen hier 
nicht wiederholt werden, um ſo weniger, da wir ſelt 4 
Tagen uns des herrlichſten Wetters erfreuen, ja wohl 
ſogar ſchon, da der Menſch ſelten befriediget iſt, ſelbſt 
Klage über Hitze hören. Nun werden unſre aus Nor⸗ 
wegen, Schweden und Rußland, aus letzterem nicht we⸗ 
nig zahlreich, eingetroffenen Gäſte ſich nicht mehr über 


die Täuſchung beklagen, die ſie hier erführen, indem ſie, 


nachdem. fie ſüdlich gereiſet, es kälter bei uns fänden, 
als es in ihrer Heimath zu dieſer Zeit zu fein pflegt. 
Angenehm und gewiß recht heilſam war es, daß den 
gegenwärtigen heißen Tagen einige vorangingen, die zwar 
noch Regen zeigten, aber windſtill und mild waren, fo 
daß ihre Luft ſich weich und ſanft auf die Lungen legte, 
und mit Wohlbehagen eingeathmet wurde. Der Un⸗ 


gunſt des Wetters, ja wohl auch der der Zeit, vorzüg⸗ 


lich in unſerer Provinz, mögen wir es zuſchreiben, daß 
ſich diesmal unſer Brunnenleben langſam entwickelte und 
jetzt erſt in volle Blüthe tritt. Die Liſte enthält heute 
620 Familiennummern. Die Mehrzahl derſelben war 
bisher außerhalb der Provinz eingetcoffen, und es fehl⸗ 


ten uns noch die lieben Landsleute, die das beſſere Wet⸗ 


ter abgewattet haben und ſich nun auch reichlich elnfin 
„gn wartet haben un 8 a elnfin⸗ 
an chene den von auswärts Eingetroffenen, uam 
geſehenen Perſonen, begnügen wir uns nur einige zu 
nennen. Wir erfreuen uns der Anweſenheit Sr. Er⸗ 
laucht des regierenden Grafen zu Stolberg⸗Wernigerode 
nebſt Gemahlin und Schwägerin, Sr. Ercellenz des Ges 
nerallieutenant Baron v. Koſchkull nebſt Familie aus 
Königsberg, Ihrer Durchlauchten der Fürſtin Wrede mit 
Familie aus Moskau, und der Herzogin d'Esclignac 
Gemahlin des Königl. Sächſiſchen Oberſchenken 1 5 
Kammerherrn Freiherrn von Weißenbach aus Dresden, 
des Königl. Schwediſchen Kammerrath Stuart nebſt 
Familie aus Stockholm, des Grafen Rumerskirch nebſt 
Familie aus Böhmen, des Kaufmann Götze mit Fami⸗ 
lie aus Hamburg, der in dem verhängnißvollen Unglück 
feinee Stadt als Präfes der Comaiſſion zue Verforgung 
der Verunglückten ſelbſt mit Aufopferung feiner Geſund⸗ 
heit, wie wir mehrfach erfahren, ſo thätig war; des 
Domherrn Baron von Wolf⸗Metternich aus Weſtpha⸗ 
len, des Präſidenten Baron von der Decken aus Han⸗ 
nover, des Kaufmann Young in Begleitung eines Arz⸗ 
tes Dr. Thinn aus Chriſtiania ꝛc. Aus den Preufiz 
ſchen Provinzen ſind namentlich die Pommern noch zahl⸗ 
reicher als font eingetroffen, und vor allen hat Stettin 
eine nicht kleine Zahl angeſehener Perſonen geſendet. 


Das üble Wetter, über welches ſo ſehr geklagt wurde, 


das aber faſt Niemand krank gemacht hat, ja trotz wel⸗ 
chem man ſogar bei den allermeiſten ſchon die beſten 
Curerfolge beobachtet, kam bisher unſerer Butenopſchen 
Geſellſchaft zu ſtatten, und ihre braven Vorſtellungen 
wurden fleißig beſucht. Weniger dürfte dies nun ſtatt⸗ 
finden, da das Wetter Ausflüge erlaubt, die bisher meiſt 
nur auf die Wilhelmshöhe, deren Neubau großen Bei⸗ 
fall findet, beſchränkt waren. Dem Blumenfreunde ge⸗ 
währen die mit großer Anerkennung alljährlich ſich er⸗ 
weiternden Anlagen durch die prachtvollen Blüthen eines 
Tulpenbaumes jetzt noch einen beſondern Genuß. — 
Weniger als auf den Brunnenbeſuch hat das Wetter 
auf die Verſendung eingewirkt, ſie hat bereits 118,000 
Flaſchen überſchritten. Schließlich erlauben wir uns dem 
Referenten aus Salzbrunn in der Schleſiſchen Zeitung, 
die Latrinen betreffend, zu erwidern, daß ihm unbekannt 
ſein muß, wie nur ſelten unſer Salzbach eine ſolche 
Maſſe Waſſer darbietet, als gegenwärtig, und darum 
der gemachte Vorſchlag unausführbar bleibt. 


Redaktion: E. v. Vaerſt und H. Barth. 


Druck von Graß, Barth u. Comp. 


Verlag und 


Berliniſche Feuer⸗Verſicherungs⸗Anſtalt. 


Die von den Herren F. W. Friesner u. Sohn in Breslau bisher geführte Agentur der Berliniſchen Feuer⸗Verſicherungs⸗Anſtalt 
iſt von denſelben niedergelegt worden. In Folge deſſen hat unterzeichnete Anſtalt den Herren Berger u. Becker in Breslau die Haupt⸗Agentur für die Provinz 


Schleſien übertragen und bittet, ſich in Verſicherungs⸗Angelegenheiten an dieſelben zu wenden. 


Berlin, den 1. Juli 1843. 5 


Berliniſche Feuer⸗Verſicherungs⸗Anſtalt. e e 


W. Broſe, Direktor. 


L. F. Meisnitzer, Bevollmächtigter. 


In Bezugnahme auf vorſtehende Bekanntmachung empfehlen wir uns zur Annahme von Verſicherungen gegen Feuersgefahr bei der Berliniſchen Feuer⸗Verſichetungs⸗ 
Anſtalt hiermit ganz ergebenſt, und find zur Ertheilung näherer Auskunft und zu unentgeltlicher Verabreichung der erforderlichen Formulare mit Vergnügen bereit. 
Die Berliniſche Feuerverſicherungs⸗Anſtalt wurde bereits im Jahre 1812 geftiftet, iſt alſo die älteſte der Preußiſchen Verſicherungs⸗Geſellſchaften. Die Garantie 


welche genannte Anſtalt durch ihren Fond, ihre Gewinn⸗ und Prämien⸗Reſerv 
zu denen dieſelbe verſichert, nach billigen Grundſätzen feftgeftellt worden. 5 


; ER Haupt: Agenten fü 


Breslau, den 8. Juli 1843. 


e gewährt, beläuft fi zufammen auf 1,200,000 Rthlr., und es ſind dle Bedingungen, 


Berger & Becker, 1 


nöthigen Informations⸗Dokumente, ſo wie gleichzeitig des 


allein nie gerückſichtigt wird. f 
Theater ⸗Nepertoire. 


Dienftag: „Nomen und Julia.“ Große 


Oper in 4 Aufzügen, Mufit von Bellini. 
Romeo, Dlle. Walter, vom ſtändiſchen 
Theater zu Brünn, als zweite Gaſtrolle. 
Mittwoch, neu einſtudirt: „Der Templer 
und die Jüdin.“ Große romantiſche 
„Oper in 3 Akten, Muſik von Marſchner. 

Wilfried v. Jvanhoe, Herr Tichatſcheck, 

Königlich Sächſiſcher Kammer⸗ und Hof⸗ 

Opernſänger aus Dresden, als fünfte 

Gaſtrolle. 7 

Als Neuvermählte empfehlen ſich: 

ugen Knoll, Buchhalter. 
Emilie Knoll, verw. gew. Dörbandt. 
Breslau, den 9. Juli 1843. 
Entbindung 's = Anzeige, 
He gelen den ge e 
h en Uhr erfolgte ſchwere, 
aber glückliche Entbindung 1 15 beten Frau 
Emilie, gebornen Paar, von einem geſun⸗ 
den Mädchen, beehrt ni hiermit anzuzeigen: 
- eo Görlitz. 
Breslau, den 10. Sali 1848 Be 2 
Entbindung 8s-Anzeige, 

Die heute Nachmittag 1%, uhr erfolgte 
glückliche Entbindung ſeiner Frau, geborenen 
Freiin v. Hetters dorff, von einem mun⸗ 
tern Mädchen, beehrt ſich hierdurch ergebenſt 
anzuzeigen: ; \ 

Baron v. Buddenbrod, 

Wabnitz, den 8, Juli 1843, 


Verſchiedene Capitalien 


bis zu 200,000 Rthl. und zu höchſt billigen Zinſen, jedoch nicht unter 3 pCt. werden auf ländliche und ſtädtiſche Beſitzungen nachgewieſen und möglichſt beſchafft durch die große Anleihen⸗ 
Vermittelungs⸗Anſtalt zu Danzig, Ketterhagſchegaſſe Nr. 235. Bedingung iſt: vorherige Beſichtigung der zu verpfändenden Beſitzungen Seitens der Anſtalt und Franko⸗Einſendung der 


Entbindungs⸗Anzeige. 

Meine geliebte Frau Louiſe, geb. Salz⸗ 
mann, wurde am 7. Juli Morgens 2 Uhr 
von zwei gefunden Knaben glücklich entbunden; 
dies allen Freunden und Bekannten ſtatt be⸗ 
beſonderer Meldung. . 

Krotoſchin, den 8. Juli 1843. 

- Rivinue, 
Lieutenant und Adjutant. 
Todes - Anzeige 

Mit tief betrübtem Herzen zeige ich 
allen entfernten Verwandten u. Freunden 
hiermit ergebenst an, dass meine innigst- 
geliebte Mutter, verw. Caroline May, 
geb. Rudzitzky, am 8. Juli Nachmit- 
tags 4 Uhr, in einem Alter von 58 Jahren, 


nach schwerem Kampfe, am Schlagſluss 


verschied. 3 
Breslau, den 9. Juli 1843, 
48 Hermine May. 


\ 


Ich wohne jetzt Karlsſtraße Nr. 46. 
7 Dr. Hirſch, 
prakt. Arzt und Wundarzt. 
Wohnungs⸗Veränderung. 
Meine Wohnung iſt jetzt Büttnerſtraße 
Nr. 2, zwei Stiegen hoch. 


Hermann Schultz 


Ein anſfändiger Herr erfährt ſogleſch ein 
billiges Logis durch das Comtoir, Schuhbr. 45, 


PIE FRE ER Ber —„—„ — ... —— EN 


%MUSIKALIEN-LEIH-INSTITUT 

können stets Theilnehmer unter den 55 
W vortheilhaftesten Bedingungen bei- 30% 
treten, 
© F. E. C. Leuckart  & 
8 in Breslau, Ring Nr. 52. 


e ee e n 


So eben erhielten: 5 
ein Sortiment der vorzüg lichsten engli- 
sehen Stahlfederm und ofleriren 
solche zu den billigsten Preisen: 
die Husikalien- Kunst- 
und Buchhandlung 


Ed. Bote und G. Bock. 


Schweidnitzer Strasse Nro 8. 
Heute, Dienſtag den 2. Juli, 


Subſcriptions⸗Concert, 


unter perſönlicher Leitung des Muſikdirigenten 


. 


Herrn Bartſch. Nicht- Subſcribirte Herren 


zahlen 2½ Sgr. Entree. Anfang 4 uhr. 
i Neiſel, 

Kunſt⸗, Waſſer⸗ und Land» Feuerwerke, Ul⸗ 
mer Schwamm im Ganzen und Einzelnen, ſo 
wie franz. an Flinten: und 

iſtolen⸗Steine empfiehlt: ; 

73 B one am Eiſenkram, 


„ * 


r Schlefien der Berliniſchen Feuer⸗Verſicherungs⸗Geſellſchaft. 
Comtoir: Karls: Strafe Nr. 45. a 5 


Erforderlichen, der Entfernung angemeſſenen und auf Extrapoſt berechneten Reiſekoſten⸗Vorſchuſſes, indem auf etwaige Zaren 


SE O-OHOHSHOHOFOMOHOHOHOHOHOHEHÖHSHOHOR | 


Dem grössten und vollständigsten 


Die Sängerfamilie Nitzinger, 


heute Dienſtag im Liebichſchen, morgen im 


Zahnſchen Garten, 5 
22 ĩðV2iyßßßdßé 8 
Der Staats Schuldſchein Nr. 5044 


über 400 Thaler iſt abhanden gekommen. 
Es wird gebeten, d 
ſelben, Gabitz Nr. 1, bei Breslau, beim 


den Präſentanten deſ⸗ 
Eigenthümer anzeigen zu wollen. ’ 

Verlorne Pfandbriefe 
200 Rthl. N. G. @ et, * „ 
100 ih O. M. Gut ſgeſſe, Nr. 83. 


100 Rthl. O. S. Kochaniez und Jaborwitz, 


Nr. 4 * N Nen 
vor deren Ankauf hiermit gewarnt wird; da⸗ 
gegen wird der ehrliche Finder erſucht, ſelbige 
beim Kaufmann F. W. Neumann, in 
Breslau, Reuſcheſtraße Nr. 1, gegen eine an⸗ 
meſſene Belohnung abzugeben. A 


Dienftag den 11. Juli 
zur eee in Pöpelwitz: 


f 1 o ſßt e . 
muſikaliſche Abend: Inter: 
haltung 1 2811 0 
vom Muſik⸗Dirigenten Alepander Jacoby 

f Anfang um 4 uhr. 
Wozu ergebenſt einladet: e 
5 CE. G. Gemeinhard: 


. 


wich ſich, Statuten gemäß, am 20ſt 
Km Gewiß werden die geehrten 
tg 


29, 


ieder eingeführt, werden ſehr willkommen fein. 


= 1#- 


Der Domſeler landwirthſchaftliche und Gartenbau⸗Verein 
en 


d. M., Nachmittags 2 Uhr, zu Groß⸗Woitsdorf ver⸗ 
Mitglieder 


recht zahlreich erſcheinen. Gäſte, durch 
5 85 Das Direktorium. 


Verlorener Wechfel, 


Da 
Herrn 
60 


ae von den Herren Eichborn u. Comp. in Breslau am 7. Juli an den 
drafen Heinrich von Dzieduszyeki glrirter Prima Wechſel von 
00 Fl. — 6 Wochen dato vom 20. Juni, von Herrn J. Königswarter in 


Amſterdam auf Herrn Moritz Königswarter in Wien an die Ordre der Herten 


Gebr. Oppenheim u. Comp. gezogen, 
ift, fo. wird ‚hiermit vor 
a erwähnte Adreſſe in Breslau gela 

Auf di 


‚Hexer keinen Anſpruch. 


Denjenigen Kranken, welche bis jetzt wegen 


Waſſer Heilanſtalt, 


\ 


keine Aufnahme finden konnten, zeige ich hiermit an, 


des 


Ausbaues, reſp. Vergröß erung meiner Anſtalt, vollkommen behoben iſt. 


am 8. Juli in Liegnitz verloren worden 


deſſen Ankauf gewarnt und der Finder erſucht, ſelben an 


ngen zu laſſen. 


e zugleich verlorenen circa 40 Rrhlr. Kaſſen⸗Anweiſungen macht der Ver⸗ 


Mangel an Raum in meiner 


Ketzerberg Nr. 13, 


daß dieſer Uebelſtand jetzt, nach Vollendung 
Dr. Bürkner. 


Neuer homoͤopathiſcher Kaffee. 


Einem hochverehrten Publikum mache ich hierdurch bekannt, daß ich ein vorzüglich 


gutes und neues 


Getränk zum Gebrauch für alle Kranke, und insbeſondere Dieſe⸗ 


nigen, die ſich der homöopathiſchen Heilmethode bedienen, bereitet habe, und daſſelbe in Päck⸗ 


chen zu 2%, % und 

ch bin überzeugt, daß jeder 

Auch iſt reiner Mohren, Cichorien⸗ 
Breslau, den 6. Juli 1843. ' 


Pfund à 1%, 3 und 
6 
7 


70 6 Sgr. bei mir zu haben ift. 
Verſuch zur Zufriedenheit ausfallen wird. 


und Eichel⸗Kaffee bei mir zu haben. 
Eleonore Lotz, Nikolaiſtraße Nr. 70. 


SH . NEL, : Atte ſt. 
Es iſt ſchon längſt der Wunſch jedes homsopathiſchen Arztes und jedes Kranken gewe⸗ 
ſen, welcher dieſer Heilmethode Vertrauen ſchenkt, an die Stelle der bisher üblichen Kaffee⸗ 


Surrogate ein anderes 


5 2 


ohlihmedenderes und dabei unſchädliches Getränk zu erhalten. 
Das von der Frau Eleonore Lotz verfertigte Getränk iſt aus mehreren ganz unſchädli⸗ 


chen, bisher noch unbenutzten Stoffen zuſammengeſetzt, und würde, wie ich mich ſelbſt über⸗ 


zeugt habe, vielen Kranken ein an 


genehmes un 
Breslau, im Juli 1843. 


2 Pe 
„Ein 

über 20 Morgen ſchöne Wieſen und 30 Morge 
ventarjum preiswürdig zu verkaufen. Näheres 


13 Neu eingerichtete 


5 Verkaufs⸗Lokal. 


enes Frühſtück darbieten. 


d gewiß willkomm 
= Dr, Lobethal. 


1 Verkaufs Anerbieten. 


ne, nahe bei Breslau befindliche Beſitzung, wobei Schankgerechtigkeit und zu welcher 


1 gehören, iſt nebſt vollſtändigem In⸗ 
ei 


C. G. Gausauge, Reuſcheſtraße Nr. 23. 


Einem geehrten Publikum mache ich hiermit ergebenſt bekannt, daß ich zur Bequemlich⸗ 
. 1 Kunden ein zweites Lokal zum Verkauf von echtem Schweizer, 


Limburger, Parmeſan⸗ und Kräuter 
ſchmiede⸗ Straßen⸗Ecke Nr. 56, erricht 
bitte ich auch auf dieſes Lokal übergehen laſſen 


Magnetische h 


eu 


Käſe, Schmiedebrücke⸗ und Kupfer⸗ 
et habe. Das bis jetzt bewieſene Wohlwollen 
zu wollen. 8 { 


Joh. Kißling. 


matismus⸗Amulette, 


oder Elektrizitaͤts⸗Ableiter, 


das Stück nebſt Gebrau 
das Dutzend 2 Ntlr., 

Zur gemeinnützigen Verbreitung der bereits 
ſich der unterzeichnete Verfertiger derſelben 
abgeſetzten Preiſen ſelbſt 
nennung beſtens zu empfehlen. 


St 


Au kt i o n. ' 

Am 12ten d. Mts., Vormittags 9 uhr und 
Nachmittags 2 Uhr, ſollen im Auktions⸗Ge⸗ 
laſſe, Breiteſtraße Nr. 42, verſchiedene Effek⸗ 
ten, als: Porzellain, Leinenzeug, Kleidungs⸗ 
ſtücke, Meubles und Hausgeräthe, öffentlich 
verſteigert werden. 2 

Breslau, den 9. Juli 1843. 5 

Mannig, Auktions⸗Kommiſſar. 


Am 12ten 1 3 1 7 12 uhr, ſol 
Am ten d. Nils., Nittags r, ol⸗ 
la in ſtädtiſchen Marſtall auf der Schweid⸗ 
nitzer Straße, 

2 2 Wagenpferde 
öffentlich verſteigert werden. 

Breslau, den 8. Juli 1843. 
Mannig, Auktions⸗Kommiſſar. 


Wein ⸗ Auktion: a 
Am 13ten d. M., Mittags 12 uhr, ſollen 
im Keller des Hauſes Nr. 12, am Ringe, für 
auswärtige Rechnung, Streitigkeiten halber, 
zwei halbe Both Malaga ſect. 
öffentlich verſteigert werden. 
Breslau, den 10. Juli 1843. 3 
Mannig, Auktions⸗Kommiſſar. 


| SEN! 


er wet i o n. h 
Am 20ten d. Mts., Nachmittags 2 Uhr, 
ſollen im Cafetier Schneide rſchen Garten 
vor dem Sandthor, Sterngaſſe Nr. 1, circa 
500 Cactus Mammillaria, Echinocactus, Ce- 
teus zꝛc., in vorzüglich ſchönen und ſeltenen 
Exemplaren, in kleineren Parthien, öffentlich 
verſteigert werden. Nn 

Juli 1843. 


Breslau, den 10. 
ö Mannig, Auktions⸗Commiſſar. 


JN 
Ein in der Nähe von Breslau gelegenes 
vorchhtihee Sittergut mit vielfachen be: 
. n food ein 
nfzigtanfend Thalern, wovon die Hälfte 
EA a muß, wird zum Verkauf 
nachgewieſen dücch 0 7 , 25 
den vormaligen Gutsbeſitzer Tralles, 
Schuhbrücke Nr. 45, i 


chsanweiſung 7% Sgr., 

en gros noch billiger. 

anerkannten Rheumatismus⸗Amulette findet 
veranlaßt, von jetzt ab den Verkauf zu her⸗ 


zu übernehmen und unter der veränderten, entſprechenden Be⸗ 


Der Apotheker A. C. Lattorff in Breslau, 


ockgaſſe Nr. 23, im Laden, 
agd⸗Verpachtung. 
Die 8490 der Feldmark 38, Sache wit 
Breslauer Kreis, 1¼ Meile von Breslau ent: 
fernt, fol vom 1. Sept. 1843 ab, fernerweit 
meiſtbietend verpachtet werden; hierzu iſt Ter⸗ 
min am 17. Juli d. J., Vormittags 11 uhr, 
im herrſchaftl. Schloſſe zu Sacherwitz anbe⸗ 
raumt worden, wozu Jagdliebhaber einladet: 
Das Wirthſchafts⸗Amt. 
Sacherwitz, den 8. Juli 1843. 


Neue Seifen - Fabrik, 
Kloſterſtraße Nr. 6, 
empfiehlt zu ſehr mäßigen Preiſen: 
Deutſche 


Marſeiller 
Venetianiſche 
Engliſche Palmſeife, 
Palmöl⸗Schmierſeife, zugleich 
Cocus⸗Nußöl⸗Soda⸗Seife und 
Cocus⸗Nußöl⸗Roſen⸗Seife, 
ſaͤmmtliche Seifen find trocken und geruchlos, 
und ſind bereits als zufriedenſtellend anerkannt. 
Breslau, den 10. Juli 1843. 
A. Jankowski. 
Vorläufige Anzeige. i 
Mein Zucker⸗, Del⸗ und Chokoladengeſchäft, 
ſeit 14 Jahren am Fiſchmarkt Nr. 1, verlege 
ich vom 16. Juli ab nach der Junkernſtraße 
Nr. 30, der ehemaligen Poſt, jetzigem Königl. 
Landgericht, gegenüber, 8 
L. Schleſiuger, 
am Fiſchmarkt Nr. 1. 


Sonntag gegen Abend wurde auf dem Wege 
von Morgenau ein ſilbernes Armband mit ei⸗ 
nem Herzmedaillon verloren. Der ehrliche 
Finder wird erſucht, ſelbiges Ring Nr. 6, zür 
goldnen Sonne, im Schuhmacher⸗Keller bei 
Herrn Gallwitz, gegen eine angemeſſene 
Belohnung abzugeben. 


reine Talgſeife, 


— — 


Lene 12 Fuß Hohe, in Blüten ſte⸗ 


hende Magnolia grandiliora , ein gefundes 
Prachtexemplar, find wir beauftragt, billig zu 
verkaufen, ER REN 
Eduard u. Moritz Monhaupt, 
Gaxtenſtr, Nr, 4, im Garten,. 


[chen in der erſten Etage, 


Haus ⸗Verkauf. BE 
Ein auf dem Dom gelegenes Haus, mit 6 | 
freundlichen Wohnungen, iſt Veränderungshal⸗ 
ber zu verkaufen, und das Nähere darüber zu 
erfragen bei: . 
J. J. Büttner, Gerbergaſſe Nr. 14. 
Es hat ſich ein junger Pintſcher⸗Hund am 
Rathhauſe Nr. 28 eingefunden, der rechtmä⸗ 
ßige Eigenthümer kann denſelben gegen Er⸗ 
ſtattung der Koſten daſelbſt in Empfang 


nehmen. 


Neue engl. Matijes⸗Heringe, 
in ganzen und getheilten Tonnen, verkauft 
jetzt bedeutend billiger als bisher: 


Theodor Kretſchmer, 
Karlsſtraße Nr. 47. 


Großer Ausverkauf 


von Blonden⸗Tüchern und Mode⸗Bändern in 
der ſchönſten Auswahl von 
— 2, Franfenftein, Ring Nr. 23. 


Marien⸗Kreuzbrunn, 


Kiſſinger Ragozzi, ſoeben erhalten, verkaufe den 
Krug im Einzelnen zu 6 Sgr. 

A. Schätzlein, Schuhbrücke Nr. 72. 

Ein alter Kachelofen, 

mit Eiſenplatten, zum Kochen und Braten 
eingerichtet, der aber ſofort eingeriſſen und ab⸗ 
geholt werden muß, iſt für den Preis von 
5 Athl zu verkaufen, an der Mathiaskunſt 
Nr. 7, par terre. 


Wer einen Jagdhund verloren hat, kann 
denſelben, nach vollſtändigem Beweis ſeiner 
Eigenthums⸗Anſprüche und Erſtattung der Ko⸗ 
ſten, zurückerhalten, bei Neumann, am Rath⸗ 
hauſe Nr. 5. 3 

Auf dem Grundſtücke Roſenthaler Straße 
Nr. 4 ſind Böden von verſchiedener Größe zu 
Getreide, Raps u. der 
und bald zu beziehen. 7 155 

Ferner find ebendaſelbſt verſchiedene Lokali⸗ 
täten frei, welche ſich vorzüglich zu Werkſtät⸗ 
ten für Tiſchler, Schlsſſer u. [> w. eignen. 
Nähere Bedingungen, die äußerſt billig ge⸗ 
ſtellt find, erfährt man ebendaſelbſt im Spe⸗ 


gl. billig zu vermiethen 


— zereiwaaren⸗Gewölbe oder auch Carls⸗Straße 


Nr. 10 im Comtoir. . 

Roſenthaler Straße Nr. A ift eine Woh⸗ 
(nung von 4 geräumigen Stuben, 1 Alkove 
und 1 Küche, im dritten Stocke, nebſt erfor⸗ 
derlichem Keller⸗ und Bodengelaß für den 
feſten Miethzins von 100 Rthlrn, p. a. zu 
vermiethen und zu Term. Michaeli a. o. zu 
beziehen. — Das Nähere darüber ebendaſelbſt 
im Spezereiwaaren⸗Gewölbe oder auch Karls⸗ 
ſtraße Nr. 10 im Comtoir. 


Das an einer ſehr lebhaften Straße, eine 


Meile von Neichthal entfernt liegende, viel be⸗ b 


führe Wirths ⸗ Haus von Trzeinnica und Pie⸗ 
trowka wird Michaeli 1843 pachtlos. 

Cautions⸗ und zahlungsfähige, ſo wie mit 
ordentlichen Führungs⸗Atteſten verſehene Pacht⸗ 
Liebhaber können die näheren Verpachtungs⸗ 
Bedingungen bei dem daſigen Wirthſchafts⸗ 
Amt einſehen. 

Zu vermiethen 5 
pro Term. Michaeli, Kloſterſtraße Nr. 38, die 
Parterre- Wohnung von 3 Zimmern; desglei⸗ 
eine angenehme 
Wohnung von 3 Zimmern und Zubehör. 
Das auf der neuen Schweidnitzer 
Strasse, nahe der Garten - Strasse, er 
baute Haus ist vom 15. September 1843 
an bewohnbar, und es sind herr- 
sehaftliche Wohnungen in allen 4 
Stockwerken jvon Michaeli d. J. an zu 
vermiethen. — Das Nähere ist in der 
Kanzlei des Justiz-Commiss, Fischer, 
Ring Nr. 20, zu erfahren. x 


Zu vermiethen 5 
und bald oder Michaeli d. J. zu beziehen iſt 
Kupferſchmiedeſtr. Nr. 16 eine Lokal für eine 
en gros Handlung. Das Nähere daſelbſt 3 
Stiegen. 


Eine freundliche Sommerwohnung, aus 
2 Stuben, 2 Kabinets nebſt Beigelaß be⸗ 
ſtehend, iſt bei Gartenbenutzung ſofort zu 
beziehen, Gartenſtraße No. 4 (Schweid⸗ 
nitzer Vorſtadt.) 

Naſchmarkt Nr. 30 iſt eine Wohnung, be⸗ 
ſtehend aus 2 Stuben und einer Alkove nebſt 
Zubehör zu vermiethen. Zu erfragen beim 
Eigenthümer. a 

Zwei freundliche, gut meublirte in einander⸗ 
gehende Zimmer find grüne Baumbrücke Nr. 2 
für einen oder zwei Herren ſogleich zu bezie⸗ 
hen. Das Nähere daſelbſt 2 Stiegen hoch. 

Schuhbrücke Nr. 32 iſt ein Pſerdeſtall auf 
4 Pferde ſo : 


fort zu vermiethen. 
Kuſche, Häuſer⸗Adminiſtrator, 
—Albrechtsſtraße Nr. 38. 


Gefunden wurde von einem armen Ar⸗ 
beitsmann ein Staatsſchuldſchein⸗Coupon, der 
Verlierer kann ſolchen bei richtigem Nachweis 
gegen die Inſertionskoſten und geſetzliches Fin⸗ 
delohm wieder erhalten, Schmiedebrücke Nr. 59 


im Tabakgewölbe. 

Zu vermiethen, In dem neu erbauten 
Haufe, Tauenzienplaß⸗ und Tauenzienſtraßen⸗ 
Ecke Nr. 36 B., iſt noch eine große und zwei 
kleine Wohnungen a 60 Rthl. zu Term. Mi⸗ 
ae en beziehbar, offen, und das Nähere da- 
ſelbſt zu erfahren. Er 


NS 


Wohnungs⸗Vermiethung, 
zu Michaeli u. Weihnachten dieſes Jahres. 

In den neu erbauten Häuſern Friedrich⸗ 
Wilhelms⸗Straße Nr. 7 und Nr. 8, iſt 
noch zu vermiethen: 

a) eine Wohnung in der erſten Etage, 
beſtehend in 9 Stuben, Küche, Do 
meſtiken⸗Stube, Pferdeſtall und Wa⸗ 
genremiſe, nebſt anderm Zubehör. 

b) Wohnungen zu 3, 4, auch 5 Stu: 
ben nebſt Zubehör. : 

c) Ein Verkaufs⸗Lokal nebſt Wohnung 
im Parterre. a 

d) Wohnungen im Souterrain. 

e) Ein Verkaufs⸗Keller. 

Alle. Wohnungen find mit allen mögli- 
chen Bequemlichkeiten verſehen. 

Das Nähere beim Eigenthümer daſelbſt 
zu erſahren. 8 


Eine Wohnung, 
im erſten Stock, beſtehend aus 4 Stuben, 1 
Kabinet, verſchloſſenem Entree, Küche nebſt 
Zubehör, nöthigenfalls auch Stallung und 
Wagenremiſe, iſt Term. Michaeli zu beziehen, 
Zum Beſehen ſind die Vormittagsſtunden von 
10 bis 12 und Nachmittags von 2 bis 4 Uhr, 
vor dem Ohlauer Thore, Vorwerksſtr. Nr. 6, 
Das Nähere bei der Eigenthümerin. 


‘ 


- Zu verkaufen 
find einige 20,000 Stück neue Mauerziegen 
vor dem Marienauer Thor, am Steindamm, zu 
billigem Preiſe. Anweiſen wird dieſelben der 
Piel Uferzoll⸗Einnehmer Herr Hilde⸗ 
rand. 


Kloſterſtraße Nr. 9 find zwei ſchöne kleine 
Wohnungen zu vermiethen, . 


Zu vermiethen, 

Carlsſtraße, eine ſchöne Stube ohne Meubles. 
Näheres Ohlauerſtraße Nr. 32, zweite Etage, 
Nachmittags von 1 bis 3 Uhr, 

Zu vermiethen ‚find am Nathhauſe Nr, 4 
der erſte Stock; Stockgaſſe Nr. 30 ein offener 
Keller, und Michaelk zu beziehen. 

— — 22 2 — 
= Bald zu beziehen 
iſt eine freundliche Stube, mit oder ohne Mö⸗ 
5 Näheres Taſchen⸗Straße Nr. 9, par 
Exre. x 
— 


Taſchen⸗Straße Nr. 9, par terre, werden 
zum Waſchen angenommen, und wie neu ab⸗ 
geliefert: Blonden, Tüll, ſeidene und wollene 
Zeuge. Auch werden daſelbſt alle Flecke aus 
ſeidenen, wollenen und baumwollenen Zeugen 
heraus gemacht. SR 
— —ÿ—— 

Angekommene Fremde. 

Den 9. Juli. Soldeß⸗ i 
Dr. Paislich a. Liverpool, H.. Gutsb. 
mann a. Oſſeg, Sänger aus Rizewod. 
Kaufm. Trope a. Stettin. Hr. 
Erler aus Marklowitz. — Weiße Adler: 
Hr. Gr. v. Noſtitz u. Hr. Partik, v. Wulffen 
a. Gr.⸗Kotzenau. HH. Gutsb. Gr. zu Dohna 
g. Kotzenau, Hildebrand a. Poſen. Hr. Geh. 
Ob. ⸗Finanz R. Eitelwein, Hr. Geh. Ob.⸗Tri⸗ 
bunals⸗R. Spons u. Hr. Kondukt, Verſen a. 
Berlin. Hr. Ob. ⸗Post⸗Dir. Balde a. Liegnitz 
Hr. Lieut. v. Schimonski a. Marienhoff. Hr. 
Referend. Weißig u. HH. Kaufl, Weiner aus 
Glogau, Böhme a. Tarnowiz. — Hotel de 
Sileſie: Hr. Rittmeiſt. v. Garnier a, Eckers⸗ 
dorf. Hr. Aſſ. v. Korff a. Oppeln, Hr. Che⸗ 
mik. Wiesner a. Moskau. HH, Kaufl, Heik⸗ 
ner u. Wagner aus Tannhaufen. — Drei 
Berge: Hr. Kaufm. Kretzſchmar a. Dresden, 
— Goldene Schwert; Hr. Ob.⸗Stallmeiſt. 
Gr. v. Potocki, Hr. Dr. Bruner u. Hr. Ein⸗ 
wohn. Karniewski a. Warſchau. Hr. Gutsb : 
0. Stokowsky a. Polen. Hr. Kaufm. Ham⸗ 
burger a. Iſerlohn. —Deutſche Haus! Hr. 
Partik. Pathe a. Deutz. HH, Gtsb. Rudolph 
a. Ludwigsdorf, v. Frankenberg a. Henners⸗ 
dorf: Hr. Lieut, v. Hoyer a. Schweidnitz. — 
Blaue Hirſch: HH. Gtsb. Siller a. Grit⸗ 
tenberg. Möcke a. Kockwitz. Hr, Gener.⸗Adjut. 

v. Kokoſchkin a. Petersburg, Hr. Oekon, Fie⸗ 
weger a. Alt⸗Grottkau. — Hotel de Saxe: 
Fr. Bürgermeiſt. Koſchinski a. Pitſchen. Hr⸗ 
Kaufm. Oelsner a. Oels, Hr. Partik, v. Wy⸗ 
ganowski a. Oſtrowo, Hr, Juſt.⸗Komm. No⸗ 
wacki a. Krotoſchin. Hr. Gutsd. Trzaskowski 
a. Polen, Hr. Beamt, Skuliecki a, Warſchau. 
Kautenkranz: Hr. Lehrer Tumanowski 
4. Kaliſch. — Gelbe Löwe; Hr. Geometer 
Diebel a. Roſenberg. Hr. Güteb. Groſſer a. 
Joachimshammer. Hr. Gutsy. Anders a, Ro: 
therinne, Hr. Kaufm. Philler a. Patſchkau. 
Goldene Löwe: Hr. Gutsb. Meiſter a. 
Woiſelwitz. — Weiße Storch: Hö. Kaufl. 
Heſſe aus Rybnik, Steinie aus Ratibor. — 
Kronprinz: Hr. Partik. v. Braſe a. Gör⸗ 
lig. —Königs⸗Krone: Hr. Partik. Traut⸗ 
wetter u. Hr. Bürgermeiſt. Krüger a, Rei⸗ 
chenbach. Hr. Gutsbeſitzer Näther aus Groß⸗ 
Kniegnitz. 


Hr. 
Lach⸗ 
err 
Fabri. 


